


“X ae AR lt a a EN N Un 3 PERL 10, 4 A At ha N ter 2 
er 1 ee ee ee N En Ders 


—— 


nr 
LANDESRAT IV. Nahlperiode/ 12. Sitzung. 
es 
SAARGEBIETES. 2.Sitzungsperiode 1983. 


Stenographischer Bericht 


— |—— (in wie mn mit Bin u RE are mm EEE en nn EEE nn nn nn en nn er mn mn nn nn 


über die am Freitag,den 19.iiai 1933 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des Landesrates. 


Vorsitzender Scheuer: Meine Dame und meine Herren! Ich eröffne 
die Sitzung (10 #7. 


Die Resierungeskommission ist vertreten durch die Herren: 


Mnisterialdirektor Kuchenbecker, als Staatsl-ommissar;, 
Ministerialdirektor Dr. Thissen, als Vertreter des Regie- 
rungskommissars für das Versicherungswesen, 
Ministerialdirektor Schäfer, als Vertreter des Regierungs- 
kommissars für das Arbeitswesen; N 
Regierungsrat Neurer, als Vertreter des Hegierungskomis- 
sars für das Versicherungswesen. 





Von den Mitgliedern fehlen entschuldigt die Herren: 
Pink (KP)-Bous ; Brück (NSDAP)-Saarbrücken. 
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Die 
Tagesordnung 
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liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 55 
Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: | 3 
1) Neuregelung der Erwerbslosenfürsorge ; 8 
2) Zugabewesen, unlauteren !!ettbewerb und Einheits- > 

preisgeschäfte; ar 
3) Abänderung des Gerichtsverfassungsgesetzes “ | 
(Entlastung der machts}: | IS; 
4) Statut der im Saargebiet angestellten Richter, | 
Staatsanwälte ‚Notare und Gerichtsassessoren; “ 
5) Rennwetten; 
6) Abänderung der Zusammensetzung der Schuldeputationen, 
Schulvorstände und Schulkomuissionen; 
7) Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und 
Sicherheit; 
8) Ausübung der Polizeigewalt in Gemeinden durch 
staatliche Beamte; | 
9) Entlassung von Polizeiexekutivbeamten und & 
Land jägern. 


— 
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Vorsitzender: Ich mache zunächst darauf aufmerksan, daf die 


aresordnung um einen weiteren Punkt ergänzt mırde. Die 
Vorlage betr. gbänd e rung und Ergänzung des Reichsvereins- 
gesetzes_vom 19.April 1908 ist Soeben erst hier einge- 
Enbeen. Ich stell® anheim, ob am Schluß der Sitzung zu 

jiesen Entwurf Stellung genommen wird oder ob die Vor- 
lage in die Kommission verwiesen werden soll. 

ir fahren zunächst in der Tagesordnung fort und 

berginnen mit Punkt 1 derselben betreffend 


Neuregelung der Erwerbslosenfürsorge. 
ZZ 5ZzZZzZzizm ze isz szemzmzzsazse Ss zoom ss 


Der Bericht über die Beratung dieser Vorlage liegt 
schriftlich vor, und lautet: 


der 3.,5. und 7. Kommission des Landesrates 
über dıe Beratung des Verordnungsentmwrfes 
betreffend 


Neuregelung der Erwerbslosenfürsorge. 


— 


Berichterstatter: Abgeordneter Lieser (SP). 


..... Die 8.,5. und 7. Kommission des Landesrates haben 
in ihren geassnganen Sitzungen vom 20.und 27.April und 
5.Mai 1933 die Vorlage beraten. 

Die Sitzung vom 20.April war einer allgemeinen 
Pemarashe gewidmet. Die Regierungskommission hat durch 
den Staatskommissar Kuchenbecker dem Vorsitzenden des 
Landesrates Scheuer den :unsch geäußert, daß sie es be- 
grüßen würde, wenn die Beratung der Vorlage mit Rücksicht 
auf eine baldige Erledigung der Gemeindehaushaltspläne 
eine beschleunigte Behandlung und Verabschiedung der 
Vorlage möglich gemacht werden könnte. 

er Vorsitzende des Landesrates,Scheuer (Z),er- 
klärte hierzu, daß der Landesrat in der schnellen Verab- 
schiedung der Vorlage keine Schwierigkeiten bereite.Die 
Kommissionen Seien zu diesem Zweck abweichend von der 
bisherigen Ponng, ‚ohnp erweisung der Vorlage durch den 

ua > direkt in die Beratung der Vorlage eingetreten. 

ach Verlesung der Öe Faso ‚u de vertaee durch 
den Kömmissionsvorsitzenden Gärtner 2) ‚teilt Staatskommis- 
sar Kuchenbecker in der allgemeinen Aussprache mit,daß 
sich auch die zuständige Kommission der Arbeitskammer 
in heutiger Sitzung abschließend mit der Vorlage_beschäf- 
tigt habe. Auf das den Abgeordneten zugegangene Protokoll 
wird verwiesen. 

Eine Reihe durch den Vorsitzenden Gärtner aydis 
Abgeordneten Becker (Z), lieser (<MD), Detjen |KPD) "und 
den Landesratsvorsitzenden Scheuer(Z) aufgeworfenen Fragen 
wurden durch den Staatskommissar Kuchenbecker und die 
Ministerialdirektoren Dr. Thissen und Schäfer teils sofort 
und in den nachfolgenden Sitzungen beantwortet. Auf die 
en S, beubeeprotokolie ‚nowie eine Eingabe der 

tadt Saarbrücken wird Bezug genommen. a 
‚ „tn den Sitzungen vom 27.April und 5.Wai_wurde die 
Spezialberatung durchgeführt. Die vertretenen Parteien 
haben zu den einzelnen Paragraphen eine große Anzahl 
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Abänderungsanträge zu Protokoll gegeben und behielten sich 
die nähere Begründung derselben und evtl. Einbringung neuer 
Anträge bis zur Plenarsitzung des Landesrates vor. 


Vorsitzender: Das "ort erteile ich dem Berichterstatter Herrn 
Abgeordneten Lieser! 


\bg. Lieser (SP): Meine Dame und meine Herren! Im letzten Augen- 

lick ist eine Eingabe des Bürgermeisters _von Schaffhausen 
eingegangen, die eine andere Lastenverteilung vorsieht. Ich 
möchte beantragen, diese Eingabe der Regierungskommission 
als \iaterial zu überweisen. 


orsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Hey! 


\bg. Hey(KP): Zu den Punkten 3,4 und 6 der Tagesordnung werden 
wir unsere Anträge einbringen. | 


orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hirschmann! 


\bg. Hirschmann (2): Meine Dame und meine Herren! Eines der wich- 
tigsten Probleme, das zurzeit - ich möchte sagen, die lelt 
in Atem hält, -ist die 


Reeelung der Erwerbslosenfrage. 
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Millionen und abermals Millionen stöhnen und bäumen sich auf 

gegen dieses harte unverdiente Schicksal. Die Ursache dieser 
roößen „enschheitsgeißel hat in seiner Rede am Iittwoch 
eichskanzler Hitler im Reichstag ge der ganzen Welt 
ekennzeichnet. Seinen Ausführungen kann man sich vollinhalt- 
ich anschließen. j 

In unserer engeren Heimat hier an der Saar warten auch 
Tausende armer arbeitsloser Volksgenossen, und mit ihnen die 
am Kande des Ruins stehenden saarländischen Kommunen auf die 
mgsiung dei Erwerbslosenfrage resp. Fürsorge. 

je Rerierungskommission hat dem Landesrat eine Ver- 

ordnung betr. Aa Erwerbslosenfürsorge zwecks 
Begutachtung vorgelegt, die nun in der heutigen Sitzung ver- 
abschiedet werden soll. \ 

Die Aufnahme der Verordnung hat selbstverständlich 
nicht 100 %ige Zustimmung gefunden bei Kommunen und Körper- 
pohaften, was die Kegierungskommission auch kaum erhoff 

atte. 

Nicht uninteressant ist es Vergleiche zu ziehen zwischen 
der Begutachtung der Verordnung von der Großstadt Saarbrücken 
einerseits, andererseits der Begutachtung von Vertretern der 
Landgemeinden. 

Zunächst wäre grundsätzlich zu bemerken,daß die for- 
malen Bestimmungen fast restlos, von unwesentlichen Abände- 
rungen abgesehen, die in der Jauptsache die Zuständigkeit des 
Mitgliedes der Regierungskommission für Arbeitswesen, der 
gesamten Regierungskommission übertragen haben, sich anlehnen 
an die Verordnung der Regieruneskommission vom 9.Juli 1929 
In materjeller Beziehung sind jedoch sehr wichtige und grund- 
legende Änderungen festzustellen. | | 

. _ In $ 6 der Verordnung ist die erste sehr einschneiden- 
de Änderung; sie besteht darin, daß zur Gewährung der Erwerbs- 
losenfürsorge nicht mehr der Nachweis einer dreizehnwöchigen 
a ee innerhalb der letzten 12 lionate vor Eintritt 
der Unterstützungsbedürftigkeit verlangt wird, sondern es 


muß darüber hinaus eine Beschäftigung von 26 Mochen innerhalb 
ese 
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dieser Zeit nachgewiesen sein, die für Personen unter 21 Jar- 
ren Sogar auf 39 \ochen ausgedehnt werden soll. 

| Die Erhöhung der Beschäftigungszeit um das Doppelte 
biret für die Kommünen die allergrößten Gefahren in Sich, 
da zu befürchten ist, daß alle diejenigen Arbeitslosen,die 
nicht in der Lage sind, die verlangte Deschäftigungsdauer 
von 26 ilochen innerhalb des letzten Jahres nachzuweisen 
. der Gemeinde als Ortsarme in vollem Unfange zur Last fallen. 

‚. Es ist heute schon außerordentlich schwer, einen | 

Arbeitslosen wieder 13 lochen lang in ein Arbeitsverhältnis 
zu bringen, fast unmöglich wird es sein, den Arbeitslosen 
Arbeitsstellen zu verschaffen, in denen sie 26 lochen lang 
Beschäftigung finden werden. 

Nur in ganz seltenen Fällen gelingt es, einen Arbeits- 
losen wieder in ein Dauerverhältnis zurückzuführen. Erst 
recht wird es den jugendlichen Arbeitern dann unmöglich 
sein, den Nachweis einer 39 Wchigen Beschäftigung beizu- 
bringen, und es wird ihnen auch, Talls sie einmal in der. 
Erwerbslosenfürsorge waren und vorübergehend in ein Arbeits- 
verhältnis gebracht worden sind, kaum Ber ingen, sich durch 
die vorgeschriebene Dauer des Arbeitsverhältnisses die An- 
wartschaft auf die Erwerbslosenfürsorge zu sichern. Bei 
REEL Ret LUNG dieser Fristen ist man offenbar von gagE fal- 

schen Auffassungen über die Beeeamarti e Mrtsc Bann 
ausgegangen, oder man hat bemußt diese Fristen so gewählt, 
um die Staatskasse durch die Abwanderung der Erwerbslosen 
in die pers eh der Gemeinden zu entlasten. Falls die- 
se Bestimuung Gesetzeskraft erhält, ist ganz bestimmt damit 
zu rechnen, daß die Gemeinden in Jahresfrist in allergrößten 
Ausmaße als Ortsarmenverband für die Arbeitslosenfürsorge 
in Anspruch genommen werden und dadurch eine völlige Ver- 
Be mng der Lasten zu Ungunsten der Gemeinden eintreten 
wird. | 

Eine Erhöhung der Beschäftigungsfristen zur Gewinnung 
der Anwartschaft für die ee ae wird aber noch 
andere, nicht zu unterschätzende Folgen zeitigen, denn sie 
ist geeienet, den Arbeitswillen und die Arbeitsfreudigkeit 
zu ersticken. er L | | 

Die demoralisierenden Värkungen der Arbeitslosigkeit 
werden gesteigert. Die vorgesehene Neuregelung der Beschäfti- 
gunesfristen muß in jeder Hinsicht als bedenklich bezeichnet 
werden, obwohl in ihren Auswirkungen für die Gemeindefinanzen 
als auch für die seelische Haltung der Arbeitslosen. 

Meine Fraktion lehnt den $ 6 der Verordnung ab und 
stellt den Antrag, die Karenzzeit der Arbeitsfrist zur Er- 
langung der Erwerbslosenfürsorge von 13 liochen zu belassen. 

Zu beantragen wir statt sieben Tage_" vier Tage" 
zu Setzen, da die Frist zur Erhaltung der Auszahlung der Er- 
Bernnenfursorge zu lang erscheint. Ich glaube, das ist 
ein ganz vernünftiger Standpunkt, wenn man bedenkt, daß der 
Erwerbslose heute mit jedem Tag zu rechnen hat und infolge- 
dessen ist es nötig, daß er so schnell wie möglich in den 
Genuß der Erwerbslosenunterstützung BSLMIEN. 

Zu $ 14 betr. Teilnahme an Veranstaltungen für beruf- 
liche Fortbildung wünscht die Zentrumspartei Ausführungsbe- 
PRASRMREgL von seiten der Regierungskommission. 


u 3 17 Absatz 3 stellen wir den Antrag, daß Familien- 


zuschläge für alle BRSLTARLERDERRDE EIER Personen in der Fa- 
milie gewährt werden. lär denken hierbei besonders an kinder- 
reiche Familien, denn sie sind bislang sehr schlecht wegge- 
kommen. Hier muß unbedingt andel geschaffen werden. 
Meine Dame und meine Herren! Man muß mitten in der 

Materie drin stehen, wenn man das Gefühl kennen will, das 
bei einem Familienvater herrscht, der 6, 7 und 8 Famıilien- 
‚ mitglieder hat und nur für fünf Unterstützung RROENN. 

ie 
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Die nackte Not treibt die Leute zur Verzweiflung. Es wird 
viel geschrieben von Hilfe und allen schönen Sachen. kan 
versucht den Kinderreichen mit schönen orten ihr Leben bis 
zu einem Pad Grade angenehm zu gestalten. Das kann _ 
alles nichts an der Tatsache ändern, daß sie keine ausreichen- 
de Interatiltgung für ihre Fanilie erhalten. ICH 

Im $ 18 Absatz 1 ist das Mbrt Kalenderwoche in "Kalen- 
dermonat" abzuändern. - Tedacht ist hierbei besonders an 
unsere Bergleute -. 

Zu 3 15 stellt die Zentrumspartei folgenden Antrag: 


"Handwerker und Sungeperbatreibende ‚aofern ihre 
wirtschaftlichen Verhältnisse es bedingen,werden 
in die Erwerbslosenfürsorge aufgenommen." 


....8 20 Absatz 3 betr. Tntrichtung von_Anerkennungs- 

geähren resp. Beiträge zur Angestellten-, Invaliden-und 

appschaftlichen Pensionsversicherung muß unbedingt Rech- 
nung aan ig Dr werden, auch für BERTEERR, die es versäumt 
haben, in der Vergangenheit den entsprechenden Antrag zu 
stellen. Unverständlich ist, wie die Stadt Saarbrücken in 
ihrem Bericht über die Neuregelung der Erwerbslosenfürsorge 
den Standpunkt vertreten kann, daß ein Berechtigter, auf 
dessen Antrag anstelle der Anerkennungsgebühr Beiträge ent- 
richtet werden, die Differenz zwischen den Anerkennungs- 
gebühren und den Beiträgen selbst zahlen und dieser Betrag 
von der Erwerbslosenunterstützung abgezogen werden soll. 

Ein Aue Ing von 480 Franken innerhalb 8 Monaten soll 
dem armen lrwerbslosen, der kaum zum nackten Leben die Mit- 
tel hat, nach Ansicht dieser Leute noch abgenommen werden; 
dies müssen wir ganz entschieden ablehnen. _ | 
Zu $ 22 betr. freiwilligen Arbeitsdienst. Wir haben 
in der Kommission die Regierungskommission um einen Bericht 
über den freiwilligen Arbeitsdienst gebeten insbesondere 
darüber, inwieweit der freiwillige Arbeitsdienst durchge- 
führt worden ist, und welche Erfahrungen man damit gemacht 
hat. Desweiteren wieviel Leute vom freiwilligen Arbeits- 
dienst erfaßt worden sind und weicher Art diese Arbeiten 
waren; bis heute warten wir noch darauf. 

|  Mederholt haben wir hier zum Ausdruck fen 
die Negierung der Frage der BROS AN SEHON Dane je notwendige 

deutung nicht beigelegt hätte. Durch die Art, wie diese 
Angelegenheit in der vorliegenden ruröann behandelt ist, 
wird die angeführte ee Torte gerechtfertigt. 

Der freiwillige Arbeitsdienst müßte entschieden wei- 
ter ausgedehnt werden, statt dessen gehen uns Mitteilungen 
zu, wonach der freiwillige Arbeitsdienst noch eingeschränkt 
werden soll. 

‚30 betr. sale bung der Erwerbslosenfürsorge. 

ir beantragen zu Absatz 1 vier Sechstel in "fünf 
Sechstel umzuändern. Durch die Bildung eines Landesverbandes 
für die Erwerbslosenfürsorge zum Zwocke der Verteilung und 
Bel chung der Zuschüsse sehen wir einen Schritt des ge- 
rechten Ausgleichs der leistungsfähigen gegenüber den finan- 
ziell schwächeren Gemeinden. | 

Wenn in dem Bericht der Stadt Saarbrücken zum Aus- 
druck kommt, daß durch diese An-und Ausgleichung das Verant- 
wortlichkeitsbewußtsein der Landgemeinden, besonders der 
Arbeitergemeinden, in ihrer DaeRgerbarung nicht gehoben 
würde, muß man sich fragen: Weiß Saarbrücken wirklich nicht, 
wie es Araußen auf dem Lande in unseren Arbeiterdörfern aus- 
sieht ? Daß die meisten Gemeinden schon jahrelang unter 

auernder fortgesetzter scharfer Kontrolle stehen, daß nur 
mehr die sogenannten Nußausgaben getätigt werden können. 


Steuerausfälle 
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Steuerausfälle, Steuerrückgang bei steigenden Vbhl- 
fahrts-und Armenlasten, Vermehrung des Arbeitslosenheeres 
und Meesergane des Geschäftslebens haben das Schicksal der 
Gemeinden bestimmt. Der hohe Umlagensatz macht sich in den 
betreffenden Gemeinden unangenehm bemerkbar. "er Auge 
wie loskommen kann, der zieht vom Lande in die Stadt. 

Betreffs der "1 BAnsl@ung möchte ich noch folgenden 
Wunsch der Gemeinden der Regierung zur Kenntnis bringen: 
Man sorge dafür, daß den Gemeinden auch rechtzeitig das 
Geld zwecks Auszahlung zur er tugung gestellt wird,damit 
sie auch ihren haus Anker en nachkommen können. 

Zu .S 33 betr. Fürsorgepflicht der Armenverbände: 
Gegen 3 33 Absatz 2 hat meine Partei schwere Bedenken,da 
sehr leicht große Härten sowohl den Gemeinden wie den 
Erwerbslosen gegenüber entstehen können, wenn die Aus- 
zapanE dieses Absatzes kein humaner ist. Man bedenke ‚wie 
schwer es unter Umständen den Erwerbslosen ist, Miete 
oder Abgaben zu zahlen. Tenn nun die Gemeinde Entgegen- 
kommen Zeigt, so soll sie dafür finanziell schwer be- 
straft werden; es muß da von Fall zu Fall sehr gerecht 
verfahren werden. 

Zu 8 34 Strafbestimmungen. 

In Absatz 1 heißt es: Gegen einen Unterstützungs- _ 
empfänger der gegen die vom Öffentlichen Arbeitsnachweis 
zur Durchführung der Erwerbslosenfürsorge erlassenen Vor- 
schriften verstößt, kann der Ausschuß des öffentlichen 
Arbeitsnachweises Ördnungsstrafen bis zum 25-fachen Be- 
trage der täglichen SBEPERTUFRUNE für jeden Fall verhängen. 
jies ist eine außergewöhnlich hohe Strafe, die vielleicht 

manchmal verhängt wird, ohne daß von dem betreffenden Er- 
werbslosen irgend eine betrügerische Absicht bestand. Wenn 
auch die Erwerbslosenfürsorge nicht mißbraucht werden darf, 
so müssen wir diese hohe Strafbestimmung doch ablehnen und 
stellen den Antrag, anstelle des 25 fachen Betrages den 
Een ee m EERERNUERSBERDEN FAR zu en i 

wissen, es. der erungskommission heute 
auch nicht mehr leic t 18t, alten Anforderungen wle sie 
gewünscht werden, Sochasn zu _ tragen. Von dieser latsache 
ausgehend, haben wir bei der Begutachtung der Vorlage uns 
leiten lassen. Die Forderungen und Abänderungen, die wir 
beantragt, sind so Ben. 5 ihnen von seiten der Ne- 
ERRTUNG zur Vermirklichung nichts mehr im Wege steht. 

32 Millionen Frankena sind vorgaachas für die Er- 
werbslosenfürsorge - Staat und Gemeinden zusammen. Eine, 
große Summe und doch nur ein Tropfen auf den heißen Stein, 
wenn man die Verelendung unserer Volksgenossen sieht, 

Das geflügelte Wort "Nur Arbeit kann uns retten 
rufen wir von dieser Stelle aus der Regierungskommission. 
erneut zu. Schafft Arbeit, damit die vielen Millionen, die 
verausgabt werden müssen, auch Nerte schaffen! Das Volk an 
der Saar wartet darauf! 


( Bravo - Rufe !) 








Sya0g ay55ı u 24 DI uay2n4G4005 al 7 


A a PT 





’ = — 
N u U A ee en ET nn — une 5 





ARE 2 
Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Detjen! 


Abe. Detjen(KPD): i.eine Dame und meine Herren! \lenn wir als Komm- 
3 nistische Fraktion heute zu der üÜrwerbslosenfürsorge-Ver- 
em Stellung nehmen, so möchte ich daran erinnern, was 
ich unlängst in einer Plenartagunz gesagt habe und zwar, 
dad die Notverordnung, die durch Fapen am 4.April 19581 er- 
lassen worden ist, nichts mehr oder WansKer bedeutet, als 
die Blankovollmacht für die Bourgeoisie Deutschlands, für 
die besitzende Klasse, um weitere laßnahmen zu treffen 
Beer der nichtbesitzenden, der entrechteten Klasse. 
nd charakteristisch ist es, wenn damals Papen von einen 
Wohlfahrtsstaat in Deutschland sprach, daß heute derselbe 
apen in der sogenannten nationalen Konzentration heute 
als Reichsminister ebenfalls alle diese Naßnahmen nicht 


nur nach dem Prosramm llitler, wie sie es versprochen haben, 


hätte abschaffen müssen, sondern daß sie diese kaßdnahmen 
such unter dem sozenannten Volkskanzler in Gänsefüßchen 
Hitler erneut gewaltig scharf die liaßnahmen gegen die ÜLr- 
werbslosen, gegen a ee Sg überhaupt, durchführen. 
Die damalige Vorlage in Deutschland sah vor, daß die drei 
Versicherungszweige: Arbeitslosenversicherung, das "iohl- 
Tahrtsunterstützungswesen und die Kreisfürsorge zusammen- 
gelegt werden sollen, und hier sehen wir heute in der Vor- 

age, die uns die Hegierungskommission unterbreitet, die- 
selben liaßnahmen. 


(Zurufe von links: Sehr richtig !) 


Diese liaßnahmen bedeuten nichts mehr oder weniger als 
rechnungtragend dem Wunsch der Unternehmer, die gesamten 
lasten erneut auf die Werktätigen abzuwälzen. In die be- 
kannten luethoden lohnabbau. “aub an der Sozialversicherung 
us. muß sich natürlich auch der Raub an der Erwerbslosen- 
fürsorge mit einreihen, Das ist nun eimmal im Prinzip der 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung, und auch die neue 
konzentrationelle Regierung Hitlers, auch die der Begie- 
rungskommission, sie stellen nichts anderes dar, als die 
Henkersiknechte des Kapitals, 


- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Herr Abgeoräneter Detjen, ich rufe Sie zur Oränung 


Abg. Detjen fortfahrend: die auf Kosten der brwerbslosen den Besitz 
er Besitzenden zu schützen haben. Davon können auch Sie 
uns mit Ihrer Präsidentenglocke nicht vom Gegenteil über- 
zeugen. 
- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: llerr Abgeordneter Detjen, ich rufe Sie zum zweiten 
lial zur Ordnung und mache Sie auf Gie Folgen eines dritten 
Orünunzsrufles aufnmerksan. 


Abe. Detjen(KP): Herr Präsident, das ist unsere Auffassung, und wir 
erden in Sinne dessen auch die breiten Schichten der Be- 
völkeruns aufklären bis zum Sturz dieses faschistischen 
Systens. 

Die laßnahmen, die heute getroffen werden weitens 
der iierierungskommission, Sind ueufells Gerart tief ein- 


schneidend, daß die tausende von Lrirerbslosen völlig dem 
Hungertod »reisgegeben werden sollen. \lir sind vielleicht 
enderer Auffassung, als die \uehrheit dieses liauses und zwar 
dahingehend, daß ir aus dieser Gesamtverordnung nicht eine 


Verbesserung 
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Verbesserung erblicken, sondern im weitaus größten haße 
eine Verschlechterung für die Werktätigen. 


(Zurufe von links: Sehr gut !) 


Wenn auch seitens der Regierungsvertreter, insbesondere 
seitens des Arbeitsantes nir in der Kommissionssitzung 
erklärt wurde, gs man doch sagen müsse, daß es jetzt auf 
Grund der neuen Verordn keinen Unterschied mehr zwischen 
Wohlfahrtserwerbslosen und Erwerbslosen geben würde, wenn 
man weiter das in den Vordergrund stellt, daß die Erwerbs- 
losen nicht mehr ausgesteuert werden, so will man mit Cie- 
sen Maßnahmen die tiefeinschneidenden Verschlechterungs- 
maßnahmen, die die Verordnung mit sich bringt, überdecken, 
um der großen breiten Masse danit zu sagen: las sind wir 
für ganz feine Kerle, was werden wir luch Erwerbslosen noch 
alles zum besten bringen. In Wirklichkeit sehen die Dinge 
so aus, daß diese neue Yergrdnung nichts mehr, oder weniger 
bedeutet, als wiederum einen Raubzug auf die Ärmsten der 
Armen. Wir sehen je, daß, um noch das Grundsätzliche vor- 
wegzunehmen, die besamtlasten, die aufgebracht werden müs- 
sen, in der Hauptsache aufgebracht werden von den unteren 
und mittleren Schichten der Bevölkerung. ir stehen grund- 
sätzlich in der Frage der Erwerbslosenversicherung auf fol- 
aenAen Standpunkt: ‚s ist nicht Aufgabe der Gemeinden, die 
inanziellen Mittel aufzubringen zur Het Deunng der Erwerbs- 
lösen, sondern es ıau Auteabe des Staates, Aufgabe der Re- 
zierungskommission. Wir erinnern daran, daß die Regierungs- 
ommission, Seit sie im men: ist, nichts mehr oder 
weniger bedeutet als die Sta&thalter des Bari pelı Priachen 
ZreremS, die wiederum aufgrund Ihrer lachtstellung nur die 
erktätigen ausbeutete im Interesse der besitzenden Klasse. 
jese lillionenbesitze, die die a rugakDumi Bn40m aus 
den Armsten der Armen herausgepreßt hat, nur aufgespeichert 
werden im Sinne des Kapitalismus gegen die Ärmen. Die Be- 
treuung, die finanzielle Betreuung hat nach unserer Auf- 
fassung durch die Regierungskommission zu erfolgen und. 
zwar sind es letzten Endes die Steuerträger, die die lüttel 
Wirurngen müssen. Die Gemeinden sind verschuldet, und wir 
sagen: Das ist ebenfalls zurückzuführen auf die kapitali- 
stische lißwirtschaft, die seit Jahren getrieben wird, die 
dazu führen muß, daß aie ganzen Gemeinden vor dem Bankerott 


stehen. Und wenn ich vorhin den Zuruf machte " es gibt viele, 


die in Saerbrücken wohnen und kennen Saarbrücken nicht, so 
war das dahin gemeint, daß auch viele die gewaltige Not ‚das 
große ungeheure Elend, das heute in den Straßen Saarbrückens 
vorherrscht, ebenfalls nicht kennen. \Ienn die Herrschaften 
sich davon überzeugen wollen, können Sie nit mir kommen in 
rg Ställe, Höhlen, wo heute Menschen wohnen müssen,da sind 

tellen, die früher noch nicht einmal gut genug Eersaen 
sind für Staatliche Kavalleriepferde oder Für »chweine. 
Diese Dinge müssen wir erkennen und dementsprechend stellen 
wir unsere Grundsätze in der Frage der Erwerbslosenversiche- 
rung. dahingehend ein, daß wir die Verpflichtung haben, die- 
sen Armsten der Armen in erster Linie zu helfen. Wir haben 
als Kommunistische Fraktion dazu eine Reihe von Anträgen 
Earigl.t, die Anträge liegen hier vor. Ich werde der Kürze 
er Zeit wegen nur auf einige Anträge eingehen, mein Partei- 
freund Lorenz wird nachher noch grundsätzlich überhaupt zu 
der Frage der politischen Sicherheit und überhaupt zu dieser 
lage sprechen. 


V 


lir 





Eu ni ni EEE Zei de ie u nn En m Ya 


a a yaSıyd nubouays EIERAFIRRT, H 7 -. 


Zr z7 POST 














. i . - Et EOREReTeEE Namen er — 
u Fo ETTLINGEN AIBOREETRETeERnEER EEENRÄRTEN 


aß: 
lir beantragen zu 3 1 Absatz 2: = 


"Die Gemeinden sind verpflichtet, eine Kurzarbeiter- 
fürsorge einzurichten. Die hierzu notwendigen lüittel stellt 
die ‚tegierungskommission zur Verfügung." 


Ich habe bereits gesagt, welcher Auffassung wir sind, 
wer Träger der „ruerbslosenfürsorge sein muß. Das kann nicht 
die Gemeinde sein, Sondern das mub der Staat sein. 

Wir beantragen des weiteren, daß an alle Erwerbslosen 
ohne Unterschied der Staatszugehörickeit die Lrirerbslosen- 
unterstützung gezahlt werden muß. Das faschistische Terror- 
regiment sehen wir heute drastisch in Deutschland. Wir sehen 
die vielen ungezählten Flüchtlinge, die vor den braunen lord- 
banditen aus Ektachiend flüchten mußten und die heute im 
Ausland ihr Leben fristen mußten. lit welchem Recht will man 
diesen Leuten die &rirerbslosenunterstützung, überhaupt die 
Unterstützung vorenthalten ? Wir haben die Verpflichtung, 
ganz scharf gegen diese faschistischen liethoden Stellung _zu 
nehmen und auch diese Leute, wenn sie in eine derartige Lage 
durch die Schuld des Kapitalismus gekomnen sind, zu betreuen, 
und aus diesem Grunde bzantragen wir, daß ohne Unterschied 


der Staatszugehörigkeit die Erwerbslosenunterstützung gezahlt 
werden muß: 


Zu Absatz 5 beantragen wir: "Die Fürsorge muß gewährt. 
werden ohne Unterschied des Alters Geschlechts und Berufs. ° 
ir können aus der Praxis feststellen, daß da auch viele 
längel vorhanden sind, die durch diesen Antrag ohne weiteres 
beseitigt werden. .lenn ich mich jetzt nicht mit all diesen 
längeln befasse, werde ich nachher noch auf einige kleine 
Dinge eingehen müssen. 


Weiter verlangen wir, daß die Fürsorge allen ürwerbs- 
losen im Sinne dieser Verordnung gewährt werden muß. 


Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


"Brwerbslos im Sinne dieser Verordnung sind alle die- 
jenigen zu bezeichnen, denen die Ausübung eines Er- 
werbes unmöglich gemacht wird, einschließlich der aurch 
Gie Krise muinierten Lxistenzen, ob pflichtversichert 
oder nicht." 


Wir denken hier an die vielen kleinen Gewerbetreibenden, an 
die Kleinhandwerker usw., die ebenfalls durch die kapitali- 
stische Mßwirtschaft heute vor dem Ruin, vor dem Bankrott 
stehen, Gie nicht mehr wissen, wo sie das Brot für ihre Kin- 
der hernehnen sollen. Auch diesen Leuten gehört unter allen 
Umständen Cie Erwerbslosenunterstützung, auch sie müssen ein- 
gereiht werden. 

Zu $ 7 beantragen wir, daß Absatz _2 gestrichen wird. 
Der Absatz 3 soll folgende Fassung erhalten: Der Arbeitgeber 
muß dem Erirerbslosen eine Bescheinigung ausstellen über Beginn 
und Inde der Beschäftigung und zwar aus dem Grunde heraus,weil 
wir samen eptelit ae, daß auch hier verschiedene lißstände 
aufgetreten sind. Wir verlangen aus diesem Grunde diese klare 


"assung. 

u $ 9 beantragen wir: "Die Fürsorge darf nicht versagt 
werden bei Streiks und AUBEDSTFOBERE. | 
Hierzu möchte ich grundsätzlich folgendes sagen: Der Arbeiter, 


streikt nicht um des Streikes willen, sondern er wird nur dann 
von der :laffe des Streiks Gebrauch machen, wenn er seine Fa- 
milie nicht mehr ernähren kann. Wir sind der Meinung, wenn 


Arbeiter 
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Arbeiter zum letzten lüttel,zur Waffe des Streiks greifen 
daß ihnen dann die Erwerbslosenunterstützung nicht versagt 
werden darf, zumal besonders jetzt nicht, nach dem berühm- 
ten luster in Deutschland und sehr wahrscheinlich auch im 
Saargebiet, \lenn es den »aarnazis mit lülfe der übrigen bür- | 
serlichen Parteien gelingen sollte, daß die Zustände, wie 
sie jetzt in Deutschland herrschen, hier im Saargebiet ein- 
geführt werden, dann werden ja die Gewerkschaftskassen ein- 
fach sichergestellt, um sie in Sinne dieser braunen \ilitär- 
Soldateska zu verwenden, im Sinne der Kapitalisten und nicht 
im Sinne der Arbeiterschaft. Wir sind der \ieinung, daß die 
Arbeiter nicht um des Streiks willen streiken und daß auf _ 
Grund dessen auch die Unterstützung gewährt werden muß. Bei 
gesundheitsschädlichen Betrieben d.h. wenn der Arbeiter die 
Arbeit niederlegt aus gesundheitlichen Gründen, weil er die 
Arbeit nicht vertragen kann oder nicht unter Tarif arbeiten 
will, verlangen wir, daß in solchen Fällen die Unterstützung 
gezahlt werden muß, während jetzt einfach das Ersuchen an 
den Arbeiter gestellt wird, sogar nach dem Ausland in Arbeit 
zu gehen. Desweiteren darf die te nicht versagt 
werden wegen der Zugehörigkeit zu einer wirtschaftlichen 
oder politischen Organisation. Auch das ist für uns ein sehr 
wichtiger Punkt und deswegen beantragen wir, daß wegen der 
olitischen Zugehörigkeit keinerlei Schaden für die Irwerbs- | 
er entstehen darf. Ich weise darauf hin, daß man unsere | 
erwerbslosen Lisenbahnkollegen, die in der RGO (Revolutionäre | 
Gewerkschaftsorganisation) organisiert waren, fristlos ent- 
lassen hat mit der Begründung, daß sie bei einer revolutionä- | 
ren Gewerkschaftsorganisatjion organisiert seien. Es bedeutet 
dies einen schnöden Bruch des Koalitionsrechtes, der direkt 
unverständlich ist, aber in der heutigen faschistischen Be- 
wegung sind alle Dinge möglich. Diesen Leuten hat man die 
Unterstützung nicht gewährt und erst nach langem zähen Kampf 
ist teilweise den Leuten die Unterstützung gegeben worden. | 
Wir sind der lieinung, daß _ dieser Absatz unbedingt aufgenommen | 
werden muß, denn Inketen Endes richten sich alle diese Naß- 
nahmen nur gegen die revolutionäre Arbeiterschaft. 
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Zu $ 13 beantragen wir, daß er folgende Fassung erhält: 


"Der impfänger hat sich wöchentlich einmal beim Arbeits- 
nachweis zu melden. ' 


| Ich weise darauf hin, daß folgende Dinge passiert sind: 
lien hat brirerbslosen, die durch Krankheit am Stempeln ver- 
hindert waren, für den betreffenden Tag einfach dIe Unter- 
stützung gestrichen mit der Begründung: "Bringen Sie ein 
ärztliches Attest." Ich kenne einen Fall, wo ein Farteige- 
nosse von mir erkrankt war, er hatte Durchfall. Man verlangte 
von ihm, daß er sich ein ärztliches Attest hätte ausstellen 
lassen müssen. Diese “ingB sing ja einfach lächerlich,aber 
die Statthalter der kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
benutzen sie, um die MM serbslosen um ihre dürftige Unter- 
stützung zu bringen. Erst nach langem hin und her gab man 
diesem Manne die ZErwerbslosenunterstützung für diesen Tag 
zurück. Es sind noch andere Fälle passiert und passieren 
heute noch. beim Arbeitsnachweis der Stadt Saarbrücken wird 
derjenige bestraft, der ein paar linuten zu spät kommt. So 
kam es vor, daß einem Arbeitslosen der Stempel verweigert 
warde, weil er fünf Minuten zu spät gekommen ist. Ja, dieser 
Angestellte ging sogar soweit, daß ähnlich wie in der Tell- 
sage ein Gruß vor dem Geßlerhut verlangt wurde, der Erwerbs- 
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lose mit dem Tut in der Hand stempeln mußte, wıidrigenfalls 
entzog man ihm die Unterstützung. Der ürüerbslose ist nicht 
Mitglied der Menschen zweiten Grades, sondern er ist liensch 
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enau so gut wie jeder andere, vielleicht ein besserer als 
ie, die da glauben, das Recht liensch zu sein, für sich al- 
lein in Anspruch nehmen zu dürfen. 


Zu $ 15 haben wir folgenden Antrag gestellt: 


"Die Fürsorge fällt nur dann weg, wenn und solange 

-die Voraussetzungen für die Gewährung der Fürsorge 

durch volle Wiederbeschäftigung nicht mehr vorlie- 

gen Sie muß von neuem gewährt werden, sobald diese 
oraussetzung nicht mehr besteht." 
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Zu $ 16 Absatz 2 haben wir folgende Fassung beantragt: 


"Familienzuschläge-sind für alle Angehörige des Er- 
-werbslosen zu zahlen, die einen familienrechtlichen 
Unterhaltsanspruch gegen ihn haben, oder im Falle 
seiner Leistunzsfähizkeit haben würden, sowie für 
Stief-und Pflegekinder. Der Fanilienzuschlag muß 

ewährt werden, wenn der Erwerbslose den Angehörigen 
Bo zum Eintritt der BEE FBTOREUREND EDER TERN? 
ganz oder in der Hauptsache unterhalten hat. Zu- 
schla@esberechtigte Angehörige über 14 Jahre erhalten 
selbständig Erwerbslosenunterstützung." 


Ich möchte weiter darauf verweisen, daß dem Erwerbslosen 
Abzüge gemacht werden, wenn die Frau des Erwerbslosen eine 
Nebenbeschäftigung ausübt. Das führt zu derartigen Härten 
daß nicht erreicht wird, was erreicht werden soll. Es gibt 
Fälle, wo die Frau als Putzfrau rn ist, und dieser Klei- 
ne Verdienst der Frau wird dem ärwerbslosen abgezogen. Das 
sind Dinge, die wir nicht gutheißen. x | 

Die Verordnung sieht vor, daS dem Erwerbslosen bis 

zu 50 % seiner Unterstützung einbehalten werden können. Ich 
erkläre, daß der Arbeitsnachweis Saarbrücken von dieser Be- 
stimmung schon Gebrauch gemacht hat, ehe die Verordnung in 
Kraft ist. Der Dezernent Dr. Schumacher bezieht sich auf ein 
Amtsgerichtsurteil und man zieht heute schon ab, bevor die 
Vorlage Gesetz geworden ist. Wir sind Gegener_einer der- 
hir pe dinge er. Ay lehnen es ab, daß den Erwerbslosen 
über aupt eın Centimes abgezogen wird. ___ | 

ch komme nun zur Frage des freiwilligen Arbeits- 
dienstes. In dieser Frage haben wir wieder einmal Recht ge- 
habt, wenn wir gesagt haben, daß der freiwillige Arbeits- 
dienst die Vorstufe für den Pflichtarbeitsdienst ist. Wir 
Sehen die Veroränungen Hitlers und sehen,wie er die Belange 
Deutschlands wahrt, indem er ein a Ha Ego inet jahr ein- 
führt. Es wird gesagt, die Arbeitswilligen leben herrlich 
und in Freuden, dabei laufen sie tagelang, um wieder in's 
Sasurgebiet zu kommen. So sehen die Dinge im Dritten Reich 
aus. Wir sind nr des freiwilligen Arbeitsdienstes. Es 
hat sich glänzend bewiesen - und Herr Röchling ist Kronzeuge- 
als in dem Betriebe Röchling gestreikt worden ist, daß ar- 
beitsfreiwillige in den Betrieb gekommen sind. 


ware 


(Zuruf des Abg. Hey(KP): Das ist Deutschtum in Reinkultur. ) 


In dieser Verordnung erblicken wir mehr Verschlechterungen als 
Verbesserungen. lian kann uns nicht darüber hinwegtäuschen,daß, 
m . | 
wenn auch die Lrwerbslosen nicht mehr aussteuert, es doch ver- 9 
stehen wird, einen großen Teil der Erwerbslosen sowieso heraus- 1 
bringen wird. Ich erinnere an die Karenzzeit von 26 llochen 


bezw. 


> 
I 








bezw. 39 Wochen. Wir sagen grundsätzlich folgendes: Diese 
Verordnung der Regierunzskommission wird wiederum ein wei- 
terer Schlag sein und ein weiterer Schritt der Faschisie- 
rung bedeuten. Wir stellen dem entgegen den Kampf der werk- 
tätigen Massen, und zeigen auf den Neg, wo man das Geld. 
hierzu hernehmen kann. ] sbesondere bin ich gespannt, wie 
sich die Nationalsozislisten zu dieser Vorlage Stellen 
werden. Wan hat für P£cules lüllionen Beträge eingesetzt, 

1e wieder abgewandert sind nach Frankreich, um den Festungs- 
gürtel ausbauen zu können. Dort kann man die Gelder herneh- 
men und nicht wie es llitler in Deutschland macht, den nicht- 
besitzenden Klassen alles wegsnimmt. Wir werden diesen Kampf 


trotz Hitler und trotz der treudeutschen Gesinmng Tort- 
führen bis zur Revolution. 


(Bravo-Rufe der Kommunisten) 
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Vorsitzender: Das Tort hat Herr Abgeordneter Lieser ! 


Abg. Lieser (SP): Meine Dame und meine Herren! Die Hartneckigkeit 


der 'ärtschaftskrise im Saargebiet und die damit verbundene 
besonders für die Gemeinden ungleich verteilte finanzielle 
Sara Fun hat die Regierungskommission des Saargebietes ver- 
anlaßt, die 


Erwerbslosenfürsorge 
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umzugestalten bezw. neu aufzubauen. Der Grund zur Anderung 

der isherigen Bestimmungen ist schon aus den srsten Sätzen 
er von der Negierungskommission beigegebenen Degründung 

klar ersichtlich. Diese lauten: 


"Die Arbeitslosigkeit ist bei den heutigen Mirtschafts- 
verhältnissen immer mehr zu:einem Dauerzustand geworden. 
Jedenfalls kann für absehbare Zeit nicht damit gerech- 
net werden, einen größeren Prozentsatz der zur Zeit 
erwerbslosen Arbeitnehmer wieder in den Produktions- 
prozeß einzugliedern. " 


Diese ehrliche Erkenntnis der Regierungskommission muß aner- 
kannt werden - hoffentlich werde ich dieserhalb nicht zum 
Landesverräter gestempelt - und manche andere sich so stark 
fühlende Re ERPEnE könnte ich diese Erkenntnis zum Beispiel 
nehmen, statt sich in einem übertriebenen Optimismus zu fal- 
schen_Maßnahmen zum Schaden ihrer Völker verleiten zu las- 
sen. brkennen was ist und der firklichkeit ins Auge sehen, das 
ist das Mebot der Stunde. u dieser Erkenntnis 1st 
die Regierungskommission in ihrem dem Landesrat vorgelegten 

erordnungsentwurf dazu übe ggegangen, die bisher beschränkte 
ee zunesdaner Yon 35_ Wochen für gelernte und 39 Mochen 
für ungelernte Arbeiter fallen zu lassen und dem Erwerbslosen 
nach einmaliger Erfüllung der übrigen Voraussetzungen die 
Unterstützung unbegrenzt bis zur eventuellen Aufnahme der 
Arbeit zu gewähren. Mit dem Inkrafttreten der neuen Verord- 
Bun hat im Saargebiet das Schicksal des ausgesteuerten Er- 
werbslosen,des Be Wohlfahrtserwerbslosen sein Ende ge- 
funden. Das bedeutet nicht nur die Befreiung des ausgesteuer- 
ten Erwerbslosen von dem Gefühl, sich als einer in der Gemein- 
de gerade noch geduldeter Armenunterstützungsempfänger zu 
betrachten, zu deren teilweise - allerdings ausSichtslose - 
Rückzahlung er sich noch verpflichten mußte, sondern er ist 
in Zukunft auch für die ganze Dauer seines Unterstützungs- 
bezuges gegen Krankheit versichert und ihm die Aufrechterhal- 
tung der Anwartschaft in der Invaliden-,bezw. Angestellten-, 
oder Memppecbaftlichen Pensionsversicherung gewährleistet. 
Damit ist im allgemeinen dem veränderten Charakter der Mirt- 
schaftskrise, der rauhen Wirklichkeit Rechnung getragen und 
wir sind bereit, diesen Weg zum Besseren gerne anzuerkennen. 
Damit soll aber nicht gesagt sein, daß wir die Verordnung in 
ihrem neuen Gewand, in ihren einzelnen and ohne wei- 
teres anerkennen. Daß sie in ihren einzelnen Abschnitten ab- 
änderungsbedürftig ist, beweist die große Zahl von Abänderungs- 
anträgen der einzelnen Parteien, die sie in den Kommissions- 
protoxkollen vorfinden. Einzelne von ihnen - die sicher nur 
als Aa flonsanträge ÄBBEFUOh. BuF Berechtigung erheben kön- 
nen - sind, um nicht auch kleine Verbesserungen zu gefährden, 
für die Sozialdemokratische Partei undiskutabel. Me bereits 
in den Kommissionssitzungen wird sich die Sozialdemokratische 
Fraktion auch im Plenum des Landesrates bemühen, Verbesserungen 
zu erreichen und ich habe den Auftrag, die von uns gestellten 
Abänderungsanträge zu begründen. 


Da 
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Da möchte ich sofort auf einen schon früher gestellten 
‚ Antrag hinweisen und ihn auch heute befürworten, daß Nicht- 
saareinwohner, die die Sagareinmohnerschaft bereits besessen, 
aber wegen menr als einjähriger Abwesenheit wieder verloren 
haben, bei ihrer Rückkehr die Unterstützung nach Ablauf der 
sonst üblichen Viartezeit gewährt wird. Ich möchte nochmals 
darauf hinweisen, daß es als eine Strafe empfunden werden 
muß, wenn ein rückkehrender Ürwerbsloser, der länger als 

ein Jahr den saarländischen Arbeitsmarkt durch seine Abwesen- 
heit entlastete, drei Monate auf die Gewährung der Unter- 
stützung warten muß. _ Dash: 

nso dürfte die einstimmige an des Landesrates _ 

festgestellt werden können, daß zu 3 6 Absatz 2 die bisherige 
Karenzzeit von 13 Wochen mindestens für die über 21 Jahre 
alte Erwerbslosen beibehalten wird. Eine Anderung des Stand- 
jrartee der jerungskommission darf umsomehr erwartet wer- 

en, da sie selbst in ihrer bereits erwähnten Begründ die 
Unmöglichkeit zugibt, in absehbarer Zeit wieder in den Fro- 
duktionsprozeß hineinzukommen. Die Zustimmung der Regierungs-. 
kommission zu der Auffassung des Landesrates würde also nur die 
von uns bereits anerkannte logische Folgerung ihres eigenen 
Standpunktes bedeuten. Dieser »chritt dürfte der ER REN- 
kommission also nicht schwer fallen. Ebenso dürfte der Ab- 
satz 3 des_3 9, die 0E- Pflichtarbeit, durch den großen Ar- 
beitsmangel keine Existenzberechti mehr haben, dessen . 
Streichung wir ebenfalls beantragen. Mindestens muß aber die 
Mußvorschrift in eine Kannvorschrift umgewandelt werden. _ 

Ab 1.4.1932 wurden zu 3 11 in den erlassenen kichtlinien 
in der Frage der Bedürftigkeit die Ausschlußsätze so_ niedrig 
bemessen, daß bei der angeordneten Nachprüfung 20 - 25 Prozent 
der unterstützten Erwerbslosen ausfielen, oder mit Kürzung der 
Unterstützung vorlieb nehmen mußten. Mit dem Einkommen an der 


oberen Grenze der Ausschlußsätze - mit einem Kind = 575.-Franken ° 


mit 2 Kindern 650.-Franken - kann unmöglich eine Familie aus- 
kommen. Wir beantragen daher die Tiederherstellung der vor 
dem 1.4.1932 in Geltung gewesenen Ausschlußsätze. Außerdem 
Beau Tragen wir, daß daS Sinkommen der nicht direkten Bluts- 
verwandten bei der Bedürftigkeits Füfung außer Ansatz bleibt. 
Wenn jetzt schon in den Fällen Unterstützung gewährt wird, 
wo der rechtmäßige Sohn durch eine gerichtliche Entscheidung 
den Nachweis erbringt, daß der Vater mit seinem ninarieen Ein- 
kommen nicht unterhaltspflichtig ist - es ist gemiß nicht 
edermanns Geschmack, den Vater be Unterhaltspflicht ver- 
agen zu müssen, um in den Genuß der Erwerbslosenunterstüt- 
zung zu kommen -, so ist der bisherige Zustand nicht haltbar, 
daß das Einkommen angerechnet wird von Personen, die nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch nicht unterhaltspflichtig sind. _ 

Zu R 12 beantragen wir eine Wartezeit von nur drei Tagen 
festzusetzen. Bei den geringen Löhnen kann der Arbeiter keine 
LTeparngsse machen, die er für die unterstützungslose Zeit von 
sieben Sagen aufbrauchen könnte. Außerdem soll nach Absatz 3 
Ziffer 2 die Unterstützung vom Tage der Antragstellung gewährt 
werden, wenn das Einkommen durch Kurzarbeit um mindestens 
ein Sechstel gekürzt war. Im Verordnungsentwirf ist wieder 
wie bisher ein Drittel vorgesehen. _ 

... Die Sozialdemokratische Fraktion beantragt ferner, daß 
die bisherigen Unterstützungssätze weiter beste y> eiben sol- 
len. Ganz besonders muß verlangt werden, daß die Begrenzung 
der Gesamtunterstützung nach oben, wie Sie bisher mit einen 
Tagessatz von 22.- Franken festgesetzt war, unterbleibt, da 
eine Begrenzung _nach oben durch die Absätze_5 und 6 genügen 
erreicht wird. Es er t nicht an, daß einer Familie mit mehr 
als 5 Kindern die Kinderzuschläge nicht bezahlt werden obwohl 
die Ausschlußsätze nicht erreicht sind. Durch den Fortfall 
der 22.-Franken-Grenze würde eine bedeutende Härte beseitigt 
werden, ohne das Prinzip, daß die Unterstützung nicht höher 
sein soll,als der wirkliche Arbeitsverdienst, was in Absatz 5 
gewahrt ist, aufzugeben. 


Zu_ 
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Zu $ 18 wird von unserer Seite der bereits früher gestellte 
Antrag wiederholt, daß für die Kurzarbeiterunterstützung nicrt 
die Kalenderwoche. sondern der Kalendermonat zu Grunde ge- 
legt wird. Dadurch würde eine gerechtere, den sozialen Ge- 
sichtspunkten mehr entsprechenden Regelung erzielt werden. 
Außerdem beantragen wir, daß Kurzarbeiterunterstützung und 
verbliebenes Arbeitsentgelt zusammen die fünf Sechstel-Grenze, 
statt die vierfünftel-Grenze des vollen Arbeitsentgeltes er- 
reichen darf. 

Neu ist in $ 19 des Verordnungsentwurfes vorgesehen, 
daß die Gemeinde das Recht hat, Forderungen an die Erwerbs- 
losen aus der Lieferung_von Wasser, Gas, Licht und Miete bis 
zum Höchstbetrage von 15 Prozent aufzurechnen. Uns erscheint 
dieser Betrag etwas zu hoch und beantragen den Höchstbetrag 
auf 10 vom Hundert festzusetzen. __ re 

n der Neuregelung der Sozialversicherung, wie sie in 
$ 20 des Verordnungsentwurfes vorgesehen ist, erblicken mir 
eine wesentliche Verbesserung. Wir erlauben uns außerhalb des 
Rahmens des Entwurfes betrat Pond Sozıalversicherung weitere 
Anträge zu stellen. 

Zum Schluß noch einige Tlorte zur Finanzierung, wie 
sie in dem Verordnungsentwurf vorgesehen ist. Lie Bemühungen, 
eine gerechtere Verteilung der LeSten zu erreichen, verdie- 
nen unsere Anerkennung. Dazu gehört aber nicht nur eine gerech- 
tere EN TRLNE der Lasten in den Gemeinden untereinander, 
sondern in erster Linie eine gerechters Verteilung der Lasten 
zwischen der Regierungskomnission und den Gemeinden. Auch 
wir sind grundsätzlich dsr Meinung, daß die Finanzierung der 
Erwerbslosenfürsorge eine Staaisaufgzbe, also Sache der Re- 
gierungskommission ist. l!ach den Ausführungen der Regierungs- 
vertreter in den Kommissionsberatungen ist jedoch nicht zu 
erwarten, daß die Hegierureskonmission von ihrem bisherigen 
Prinzip, die Gemeinden bis zu einen gewissen Grade an der 
Erwerbslosenfürsorse zu interessieren,aäbgehen wird. 

Wir beantragen deshalb unbeschadet unseres grundsätz- 
lichen Standpunktes, daß die Resierunsskommission statt 
vier Buchatel. " fünf sechstel"” jen Gemeinden rückerstattet. 
Es darf dabei nicht übersehen werden, daß die Kreise bezw. 
Bezirke für die nicht gedeckten Teile Vorschüsse an die Ge- 
meinden zu geben haben. a kein Kreis cder Bezirk über bare 
Geldmittel verfügt, sondern mit Kredit arbeiten muß, so wird 
zu den Leistungen der Gemeirden noch eire beträchtliche Summe 
für Zinsaufwendungen entstehen. | 

Tas die Gleichschaltung der !ohlfahrtserwerbslosen 
- in diesem Falle bedeutet das Wort Gleichschaltung kein 
Schlagwort - mit ihren übrigen Leidensgenossen betrifft 
dürfen wir die Erwartung ausspr=schen, daß in Form von Über- 
ee Fmmungen empfind!iche Härten, die zwar richt immer 
zu umgehen sind, möglichst vermieden werden. 


Soviel zur Vorlage selbs;. Ich habe bereits erwähnt, 
außerhalb des Rahmens ües Entwurfes ein: re Anträge stellen 
und begründen zu wollen. 

In $ 6 Absatz 2 les Entmurfes ist an dem Prinzip fest- 
gehalten, daß Unterstützung nur gezahlt wird, wenn eine be- 
stimmte Zeit versicherungspflichtiger Tätigkeit nachgewiesen 
werden kann. Nun hat die Mirtschaftskrise aber nicht nur 
die versicherungspflichtig Beschäftigten in ihren Bann ge- 
zogen, Sondern auch selbständige Handwarker haben in großer 

ıl ebenso wie die Arbeiter unter dieser furchtbaren Krise 
zu leiden. Viele Handwerke: sind auf di» Armenunterstützung 
angewiesen, weil sie der Unterstü'zung aus der Erwerbslosen- 
fürsorge nıcht teilhafiig werden können. Die Sozialdemokra- 
tische Frakticn stellt lesha!b hierzu folgenden 


Antrag 
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Antrag: 


"Der Landesrat möße beschließen, die Regierungskon- 
mission zu ersuchen, dem Landesrat baldigst eine 
TOringe zugehen zu lassen mit dem Ziele, erwerbslos 
gewordenen selbständigen Handwerkern aus Staatsmit- 
teln eine Unterstützung zu gewähren. " 


Weiter bleiben trotz aller Anerkennung der Verbesserung der 
ozialversicherung für die Erwerbslosen eine große Anzahl 
erwerbslos gewordene Arbeiter als Opfer des Bepenpärtigen 
Systems auf der Strecke. Einem beträchtlichen leile der BEr- 
werbslosen muß die Gewährung der Erwerbslosenunterstützung, 
weil die Voraussetzungen nicht erfüllt sind, versagt werden. 
Diesen ist aber auch gleichzeitig der Schutz in der Sozial- 
versicherung genommen. Niemand trägt die Kosten für sie und 
sie selbst sind nicht in der Lage, sich gegen Krankheit usw. 
freiwillig weiter zu versichern. Dieser Zustand kann aber. 
nicht nur für die Erwerbslosen selbst, sondern auch für die 
Gemeinden verhängnisvoll werden. Durch Krankheit entstandene 
Rechnungen für Arzt,Apotheke, Krankenhaus und sonstige Heil- 
behandlung müssen beglichen werden. Dort,wo der einzelne 
nicht dazu in der Lage ist - der Erwerb lose ohne Einkomen 
wird es bestimmt nicht sein -, muß die Gemeinde auf dem Armen- 
wege einspringen. Die Summen hierfür können oft größer sein, 
als die Versicherungsbeiträge, die im Falle der Versicherung 
gasenl! werden müßten. Die Sozialdemokratische Fraktion bean- 
ragt daher ferner: 


"Der Landesrat möge beschließen, die Regierungs- 
kommission zu ersuchen, einen Verordnungsen wurf vor- 
zulegen, worin die Gemeinden verpflichtet werden,die 
nicht in die EEHOTDELOBSNEITEGFER aufgenommenen Erwerbs- 
losen gegen Krankheit, Invalidität usw. zu versichern. 
Die Regierungskommission verpflichtet sich ihrerseits, 
den Gemeinden, ähnlich wie in der Erwerbslosenfürsorge 
zu diesem Zwecke Zuschüsse zu gewähren. " 


Die Sozialdemokratische Fraktion bittet den Landesrat, auch 
diesen Anträgen die einmmütige Zustimmung zu geben. 


(Bravo-Rufe der Sozialdemokraten! ) 
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Vorsitzender: Das viort hat Herr Abgeordneter Baltes |! 


Abs. Baltes (NSDAP): Deutsche Volksgenossen_! \lenn wir als Natio- 
nalsozialisten zu dem vorliegenden Intwurf Stellung neh- 
men, so glauben wir über die materielle Auswirkung, wie 
sie sich aus dem intiwurf für die Arbeitslosen er ibt, 
darüber hinausgehen zu müssen, um die Gelegenheit wahr- 
zunehmen, heute der Kegierungskonnission zu _Sagen,daß 
nicht alleiu bei der Verbesserung oder der Besserstellung 
der Erwerbslosen geblieben werden kann, sondern daß die 
Regierungskommisslon verpflichtet ist, von ihrer Stelle 
aus alles zu tun, um dafür zu sorgen, daß die Erwerbs- 
losigkeit sobald le möglich überhaupt verschwindet und 
daß normale wirtschaftliche Verhältnisse wieder herge- 
stellt werden können. Auf welche !leise dies geschehen | 
kann, hat diese :loche der Volkskanzler Adolf Hitler | 
ohne ERAEEBChen, in Seiner großen Rede der ganzen llelt 
gesagt. 


(unverständliche Zurufe der Kommunisten) 





(Zu den Kommunisten gewendet): leine lerren von der Linken, 
ich habe voriges Jahr bereits erklärt, daß ich russisch 
nicht verstehe uni ich habe es auch mittlerweile nicht 
selemt. | x 

Ich sage, der Heichskanzler, der Führer des deut- 
schen Volkes, Aüolf Hitler, hat in seiner iede darauf hin- 
gewiesen, o die „urzeln für all das wirtschaftliche Un- 

lück, welches nicht nur das Saargebiet und das deutsche 
olk, welches die ganze Welt und auch Frankreich heute 
bedrückt, zu suchen sind, nämlich in dem Versailler Ver- 
trag und wir möchten angesichts der Beratung der Vorlage 

die legierungskommission ersuchen, von ihrer Stelle aus, 
als Treuhänderin des Völkerbundes alles zu tun, damit der 
Versailler Vertrag möglichst schnell abgeändert wird,damit 
Friede und \iohlfaurt in der ganzen Welt und auch im Daar- 
gebiet wieder hergestellt werden können. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Veroränungsent- | 
wurfes habe ich zu sagen, dal die Vorschläge und Anträge, | 
wie sie der lierr Abgeordnete lirschnann vom Zentrum ge- | 
macht hat, auch für vns gelten. 
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(Zuruf der Kommunisten: Gleichschaltung! ) 


Ich will nur Gelegenheit nehmen, auf eins besonders hin- 
zuweisen. 


Zr ProZ 


6 Absatz 2 behandelt die Karenzzeit. Es ist ja 
auch bereits von den übrigen Vertretern gesagt worden, daß 
es unmöglich ist, eine Karenzzeit von 26 .lochen zum Gesetz 
za erheben. Ich habe bereits in der Kommissionssitzung da- 
rauf hingewiesen, und es wurde auch vorhin erwähnt, daß 
es dann dem Saisonarbeiter unmöglich gemacht ist, noch | 
einmal in die Erwerbslosenfürsorge hineinzukommen. Im Bau- 1 
sewerbe wird es ebenso ummözlich sein, 26 ‘lochen Arbeit zu 

ekommen, zu dem werden Unterbrechungen sein, die Berufs- 
tätickeit ird nur einige ‚lochen ausgeübt werden können 
und nach dem Entrinuurf besteht die Gefahr, daß die Daison- 
arbeiter vollkommen aus der Erwerbslosenfürsorge heraus- 
kommen. _ | 
$ 17 Absatz 3. Auch da muß der Entiurf eine Abände- 
rung erfahren. Es ist ein schreiendes soziales Unrecht ‚daß 
besonders bei den kinderreiciien Familien eine Grenze gezo- 
gen werden soll und daß mur ein Teil bis zu einer gewissen 
Grenze berücksichtigt werden, und daß der andere Teil ohne 
alle Vergütung ron deu Familienoberhaupt curchgebracht 
werten 
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werden soll. 


$ 18 Absatz 1: Auch dieser ist von ganz besonderer Be- 
Beutung was auch bereits von dem Abg eometen lirschmann her- 
vorgeh oR en „murde denn unsere Bergleute. machen äoch einen 
Er en Teil der are: kerung des Saargebietes aus. ir bean- 
ragen ebenfalls hier die Abänderung von lenderwoche in 
endermonat” und wir schließen uns An der Arbeits- 
kammer betr. ee Tach 
Alles in allen haben wir als Na ionalsozialisten zu er- 
klären: In der Besserstellung und in der Abänd er: der vor- 
eschlagenen Punkte sehen wir das te letzte Heilmittel darin, 
> die „Hegierungskomnission a als Treuhänderin des Völl lkerbun- 
des in Gen! dafür sorgt, daß die Ursache beseitigt wird, der 
Versailler Vertrag. 
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Vorsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter Schnelzer! 





Abg. Schmelzer (DSV): lieine Dame und meine Herren! Der uns vorliegen- 
de Entwurf bezweckt die Vereinheitlichung der gesamten Er- 
werbslosenfürsorge. Ich stimme der Verordnung zu und stimme 
auch dem zu, was der Abgeordnete Hirschmann bereits als Ab- 
änderung vorgeschlagen hat. | 

Ls sind einige Abänderungen und Ergänzungen unbedingt 
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not sendig. 

In g 4 zum Beispiel wird bestimmt - ich weiß nicht,ob 
das von den Vorrednern erwähnt wurde - daß die Erwerbslosen- 
fürsorge nur Saareinsohnern zu gute kommt. Nun gns aber die 
Saareinwohnerschait nach einjähriger Abwesenheit verloren. 

erdines kann ein geborener Saareinwohner sechs lionate 
nach seiner Rückkehr die Saareinwohnerschaft wieder erlangen. 
Jenseits des Saargebietes haben sie keimen Auapruch auf Un- 
terstützunz_ und deshalb ist es nötig, dab die Zrwerbslosen- 
fürsorge allen Sa.:rländern gewährt wird, wenn sie nicht 
länger als ürei Jahre abwesend waren. 

Wir beantragen daher, die Bestimmung dahin zu ändern: 

“ler nicht länger als drei Jahre abwesend war, hat Anspruch 
auf Erwerbslosenunterstützung. " Der $ 6 ist wiederholt er- 
wähnt worden, es handelt sich hier im wesentlichen darun, 
da? auf die besonderen Verhältnisse im Saisongewerbe "keine 
Rücksicht genommen ist. Wenn ein junger \ann erst nach 39 
Wochen Sees ig Fer Erwerbslosenunterstützung erhält ‚dann 
wird niemand in den Genuß der Unterstützung kommen. Ich ° 
möchte weiter darauf hinweisen, daß die Fristb von 26 Vlochen 
Baemhgend 16%, ULB wenn da von der Regierung ganset wird, 
dab es den Gemeinden ein Leichtes sei, solche Leute bei 
sich zu DORSAUL EISEN, dann hat sie übersehen, daß dies jetzt 
schon gaacnlehL. jes wird in den Gemeinden jetzt schon ge- 
handhabt. Die Beschäftigung von Erwerbslosen durch die Ge- 
meinden, um den Betreffenden die erforderliche Karenzzeit 
zu verschaffen, schädigt das landwerk. Ls werden zum Bei- 
spiel im Baugewerbe ürwerbslose mit handwerklichen Arbeiten 
bedacht, und dem Handwerk fehlt so jede lüöglichkeit, nun 
etwas an Arbeit zu bekommen. Das kann nicht der Sinn der 
Verordnung sein. Es bedarf dieser et daß diese Be- 
stimmung geändert wird. Sie bringt keine Vorteile aber 
lerordertlich viel Nachteile. 

Zu $ 22 betr. freiwilligen Arbeitsdienst. Wenn die 
Regierungskonmission sich So dem freiwilligen Arbeitsdienst 
ie hgagepes verhält, hat die Bestimmung keinen Zweck, es wird 

amit erreicht, daß die jungen Leute - und das sind nicht 
die schlechtesten, die eine Deschäftigung suchen - aus dem 
Saargebiet heraussetrieben werden. Das ist der einzige Ef- 
fekt, der erzielt wird. 

Zu der Lastenverteilung möchte ich bemerken, daß es 
zweckmäßig ist, daß die Kegierungskommission fünf Sechstel 
trägt. is ist ın der Kommission Bee» Marden daß es einer- 
lei sei, _da die littel doch von den »Steuerza BER RLFRSEN 1 
werden. Ich möchte aber darauf aufmerksam machen, daß | 
doch ein Unterschied Hesteht. Sie wissen von dem Streit der N 
Stadt Saarbrücken und den En Gemeinden des MPEenLeFon. 1 

Es ist mit Recht darauf hingewiesen worden, daß die - 
Kurzarbeiterunterstützung geregelt werden muß. leiter ist I 
darauf verwiesen worden, daß nicht nur bei den Arbeitnehmern % 
BAER 7000 a herrscht, sondern auch bei Handwerkern \ 
und Kleingewerbetreibenden und diese in die Fürsorge aufgenon- 9 
men werden müßten. Im Prinzip bin ich damit einig, es fragt j 
sich nur, ob es gut ist, diese Leute schematisch aufzuneh- 1 
men oder eine besondere Krisenfürsorge zu schaffen. Denken | er 
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Sie daran, daß einem selbständigen Handwerker, der in die 
Erwerbslosenfürsorge aufgenommen wird, sein lerkzeug gepfän- 
det werden kann, daß er Sich der Gefahr aussetzt, daß er 
unselbständig wird. Hier muß man also eine andere Form fin- 

en, daß die Leute betreut werden müssen, ist eine Notwen- 
digkeit. Es herrscht ein derartiges Elend unter diesen Leu- 
ten, daß etwas geschehen muß. Hier liegt etwas vor, worin 
sich der ganze desrat einig ist, es handelt sich nur um 
eine geringe Abänderung, wenn die Sache ehrlich gemeint ist. 

Reich werden großartige Maßnahmen getroffen zur 

Gesundung des gewerblichen \ittelstandes. 


(anverständliche Zurufe der Linken ) 


Ich empfehle Ihnen sehr, meine Herren, das Studium dieser 
laßnahmen vorzunehmen und zu überlegen, wie man diese Naß- 
nahmen einführt. Es muß angefangen werden auf dem Gebiete 
des Submissionswesens im Saargebiet. Dasselbe ist beeinflußt 
von französischen Gedankengängen und wirkt sich in einer 
Weise aus, das die allergrößten lißstände im Gefolge hat. 

ch behaupte, daß ein Mann, der ein graeannsenBRigen Ange- 
bot einreicht, keine Aussicht hat, einen Auft 

Ich möchte die Regierungskommission bitten, Erhebungen anzu- 
stellen, wieviel Emresker Aufträge des Staates seit der 
Amtsübernahme der Aegierungskommission bekommen haben. 

Die Regierungskommission hat eine lüllion Franken 
ausgeworfen als Zinszuschuß auf Hausreparaturen. Sie hat 
den deg beschritten, der auch im Reich begangen wird, und 
dafür danken wir der Regierungskommission. Bei der Stadt 
Saarbrücken sind bereits 300 000 Franken begehrt worden. 
Das bedeutet ,dass diese Aktion große Erfolge hat, wenn sie 
weiter fortgesetzt wird. ir möchten die PAgHR EURE gONm 0- 
sion bitten, daß die Aktion fortgesetzt wird. Wenn die 
Stadt Saarbrücken ein Drittel verbraucht hat, so ist das 
darauf zurückzuführen, daß die meinen zu spät davon 
in Kenntnis gesetzt wurden und die Aktion noch nicht ein- 
aetzen konnte. Es ist an der Zeit, daß die Kegierungskon- 
mission eine weitere Million Franken zur Verfügung stellt. 
Darüber hinaus ist zu erwägen, daß eine Entlastung des Fonds 
der Erwerbslosenunterstützung eintritt. Die Negierungskom- 
mission soll sich überlegen, ob gie nicht etwas in die "irk- 
lichkeit umsetzen kann, was die Devölkerung verlangt, nänm- 
lich die Aufstellung eines großen 


Arbeitsbeschaffunssprogramms 


Sehen Sie, meine Herren von Oag Beglerung sich die Akten 
durch, und Sie werden finden, daß viele Vorschläge gemacht 


worden sind. Sorgen Sie rechtzeitig dafür, daß Arbeit da ist, 


das haben alle LTne onen VorLangt und damit die ganze Be- 
völkerung, daß eine wirklich großzügige Erwerbslosenfürsorge 
Bmest wird. Und wenn Sie a Dessen bedürfen, so sehen 

ie sich die Eingaben aller Fraktionen an und betrachten 
Sie Sich auch, was drüben im Reiche vorgeht. Dann haben Sie 
Material in Hülle und Fülle. 


rag zu erhalten. 
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orsitzender: Das lort hat Herr Abgeoräneter Schmoll ! 


(bg. Schmoll, (DB): kleine Dame und meine Herren! Wir stimmen im 


die Arbeitskammer nit geringfügigen Ausnahnen einstim- 

der Vorlage zugestimmt hat. Die Beseitigung des Systens 
der ausgesteuerten Lrwerbslosen, die zu unterstützen den 
Gemeinden zu einer ungeheuren Belastung geworden ist, und 
die gleichmäßige Behandlung der Arbeitslosen ist ein bedeu- 
tender Fortschritt gegenüber früher. Als Mangel empfinden 
wir es, daß auch fernerhin nur eine bestimmte Art von Dür- 
gern Anspruch auf die Erwerbslosenfürsorge hat und anderen 
ebenso unverschuldet emrerbslos gewordenen dieser Anspruch 
versagt wird. Unseres Erachtens müßte der gleiche lNaßstab 
der Betreuung unter genauer Prüfung der Bedürftigkeit bei 
allen erserbslos gewordenen angelegt werden. Die im freien 
Erserbsleben stehenden - und es sind nicht nur, vrle das 
heute schon wiederholt gesagt worden ist, die kleinen Ge- 
werbetreibenden - empfinden den lIunger und die Not ebenso 
wie die versicherungspflichtige Arbeiterschaft. Nur diesen 
einen Anspruch zu geben und jene auf die Gnade der Armen- 
unterstützung anzuweisen, halten wir für ungerecht, In Saar- 
brücken beträgt die Zahl der so Disqualifizierten 30 % der 
Hohlfahrtserwerbslosen. 

Der zweite Hauptpunkt unserer Beanstandungen ist 
die lastenverteilung. Das Prinzip: Je höher die Gemeindeun- 
Es, unso größer der Zuschuß aus der Landeskasse, ist höchst 
bedenklich. Bine Anregung zur sparsameren Gemeindewirtschaft 
kann es richt bedeuten, wenn der Zuschuß zu dem aaa tpaavon 
des Gemeindeetats srößer wird, wenn die Umlage wächst. Der 
Naßstab der Gemeindeunlage für den Zuschuß zur Erwerbslosen- 
fürsorge ist ungerecht, drückt doch die Gemeindeumlage viel- 

ach bei weitem richt cie Gesamtbelastung, die auf den Bür- 
gern der Gemeinden ruht, aus. Es gibt Gemeinden, bei denen 
mit der Umlage fast die gesamte Verpflichtung der Bürger 
der Gemeinden gegenüber abgedeckt ist. Es ibt aber auch 
Gemeinden, z.B. die Stadt Saarbrücken, in’denen der Bürger 
neben der Umlage durch Sonderumlagen, durch Gebühren ‚durch 
Abgaben, durch Beiträge und nicht zuletzt durch Zuschüsse 
aus Vermögensbeständen und kommunalen Betrieben in ungewöhn- 
lich hohen !aße direkt oder indirekt belastet sind. Wenn 
schon der haßstab der Belastunz der Burger in den Gemeinden 
den Zuschüssen zugrundegelest werden soll, dann gibt es 
unseres brachtens einen nur einigermaßen gerechten l\aßstab. 
Das ist die Belastung auf den Kopf der Bürgerschaft. Bei 
einer Belastung auf einer solchen Grundlage müßte alles zu- 
ERRREREBEEORE werden, was die Bürgerschaft aufzubringen 

at. 


Ryan und ganzen der Vorlage zu und stellen dabei auch fest, 
a 
mig 


Da® der freiwillige Arbeitsdienst in der Verordnung 
verankert ist, begrüßen wir. Wir haben den freiwilligen Ar- 
beitsdienst an dieser Stelle schon früh empfohlen und win- 
schen, daß die Hegierungskommission demselben noch eine viel 
größere Aufmerksamkeit widmet. Auch die Früfung der Frage 
der Arbeitsciensspllicht erscheint uns zeitgemäß. 

Die Beteiligung der Gemeinden an der Erwerbslosen- 
unterstützung halten wir für zweckmäßig. Es könnte sonst 
leicht lißbrauch in den einzelnen Gemeinden getrieben werden. 
Auch soll man sich hüten, in einem so kleinen Gebiet wie das 
saargebiet, das nicht größer ist, wie die Stadt _Köln, die 
Wirkung zu überschätzen, die einerseits in der Intlastung 
der Gemeimüekassen und andererseits in der Belastung der 

ndeskasse liegt; für Jiejenigen - und es sind immer die- 
selben Fersonen, cie beide Kassen zu füllen haben- wird die 

Wirkung in dem ein oder anderen Falle keine unterschiedliche 
sein. 
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sein. Mögen im übrigen manche Wünsche in der Verordnung, 
wenn man sich nur auf den Standpunkt der Lrwerbslosenfür- 
sorge stellt, sich nicht erfüllen, man darf_ aber auch nicht 
vergessen, an die anderen zu denken, die all die lüttel 
garaydr] zen haben. Die Leistungsfähigkeit dieser Schicht 
er Bevölkerung ist auch begrenzt. Die heutige Not kann 
nicht SUBBETAE ‚ sie kann nur gemeildert werden, und sie 
zu mildern ist unser aller Pflicht. 


Yorsitzender: Das «ort hat Herr Staatskomnissar Kuchenbecker! 


Staatskomnissar Kuchenbecker: l\leine Dame und meine llerren! Ich weise 
zunächst die beleidisenden Ausführungen des Herrn Abgeordne- 
ten Detjen, die der llerr Vorsitzende bereits durch Urdnungs- 
rufe gerügt hat, auch meinerseits nachdrücklich zurück. _ 

Die Neuregelung der Erwerbslosenfürsorge drückt eine 
wesentliche Verbesserung aus. Die Ausführungen waren daher 
durchaus unangebracht. 

Der Herr Abgeordnete Hischmann hat eine Auskunft 
über den freiwilligen Arbeitsdienst vermißt. Der Leiter der 
Abteilung Volksiohlfehrt ist zurzeit beurlaubt; ich konnte | 
Gaher eine vollständige Auskunft noch nicht bekommen, sie 
wirdc Ihnen aber sofort nach seiner Rückkehr zu gehen. Die 
Schlüsse, die aus dem Ausbleiben der Antwort gezogen worden 
sind, treffen daher nicht zu. 
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Vorsitzender: Das \lort hat Herr linisterialdirektor Schäfer! 


Mnisterialdirektor Schäfer: l.eine lerren! Es heißt aber doch die 
Auswirkungen der neuen Verordaung der ürwerbslosenfürsorge 
wesentlich zu verkennen, wenn llerr Detjen aus ihr nur eine 
Verschlechterung herausfindet. Ich muß’wohl oder übel ‚wenn 
es auch von verschiedenen Vertretern des Landesrates bereits 
'esagt worden ist, nochmals darauf hindeuten, daß sie vom 

tandpunkt des Erwerbslosen selbst, vielleicht abgesellen vom 
von der späteren llöhe seiner Unterstützung, als eine Ver- 
besserung gegenüber der bisherigen .iegelung angesehen werden 
kann, denn - 
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(Zurufe der Kommunisten: Was sagen Sie zu der 10 % 
Kürzung ? 
- Glocke des Vorsitzenden - 






asnler: Ich bitte den lerm Hegierungsvertreter sprechen zu 
assen. 


Bousa4c yo 


länisterialdirektor Schäfer fortfahrend:; Bisher haben die Leute 

einen Anspruch auf 26 “ochen Unterstützung gehabt und haben 
35 bez. 85 Yochen bekommen. Dann sind sie ausgeschieden 
und sind zu ihrer armen Gemeinde gegangen und Naben dort in 
vielen Fällen überhaupt keine Unterstützung bekommen; sie 
mußten sich ihren Verwandten auf die Tasche legen. Und so- 
fern die Gemeinde in der lage war, die letzten Pfennige zu- 
sammenzukratzen und sie zu unterstützen in der bekann Uun- 
zulänglichen Weise, wie die Unterstützung war, waren die 
Leute ve zpflichtet, daß sie, für den Fall, daß einmal gün- 
stigere Zeiten an sie herankommen, die empfangene Unter- 
stützung zurückzahlen. Heute ist das ausgeschlossen. Heute 
bleibt der Lrwerbslose in der ürserbslosenfürsorge drin und 
hat als Armenunterstützungsempfänger überhaupt keine Rolle 
mehr zu spielen. 
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(Taruhe und Zurufe bei den Koumunisten) 


denn Sie mich veranlassen wollen, mich zu den 1lO % zu äußern, 
so kann ich Ihnen folgendes sagen: Die Entwicklung der lage 
zeigt, daß an einem bestimmten Punkt sich die beiden Erwerbs- 
losen-Katezorien überschneiden, und es sind dann mehr Vlohl- 
fahrtsunterstützte als zesetzlich Unterstützte zu verzeich- 
nen. Wir haben heute schon den Fall, daß die ohlfahrtsunter- 
stützten 12 400 und etliche mehr ausmachen gegenüber einer 
ständig abnehmenden Zahl von gesetzlich unterstützten Er- 
werbslosen. is wird eine Nivellierung der heute 80 und 100 % 
betragenden Unterstützung vorgenommen. Sie werden sehen,daß 
in 4 - 5 lionaten Ger größere leil der %rirerbslosenunterstütz 
ten zu der Kategorie der heutigen Hohlfahrtsunterstützten 
ezählt werden muß. Demgegenüber steht die Tatsache, daß die 
en kelnsen die 90 % der bisherigen Unterstützung dann auf 
unbefristete Zeit bekommen, während sie bisher 10 % nehr be- | 
kommen haben und nach Ablauf der 39 Wochen vielleicht gar 1 
nichts mehr, weil sie in einer armen Gemeinde wohnen. Die Ne- 
gierung hätte von Sich aus, abgesehen von der Vereinheit- 
lichung weniger auf eine Abänderung. der bisherigen Lrwerbs- 
losenfürsorge zu Arängen nötig gehabt als die Gemeinden selbst. 





rag 2 


(Unruhe und Zwischenrufe der Kommunisten) N 
- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Detjen, ich mache Sie darauf aufmerksan, daß 
Sie bereits zwei Ordnungsrufe erhalten haben. 


länisterialdirektor Schäfer fortfahrend; Darüber gibt es nichts zu 
streiten. 





Vorsitzender: Ich bitte äringend, den Re 
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streiten. !ur auf \iunsch und Drängen der Gemeinden ist in 
der Hay tanühe auch die Regelung in diesem Sinne vorgenon- 
men worden. \ 

Wenn Herr Detjen weitere Verschlechterungen in ver- 
schiedenen Punkten findet, kann ich ihm folgendes sagen: . 
Es wird durchaus nicht von einen Lrwerbslosen verlangt, 
daß er irgend einem Unternehmer, der sich vielleicht die 
Not des Erwerbslosen nutzbar machen will, um den Lohn zu 
drücken, daß er sich dem zum willenlosen Objekt hinstellt. 


(Zurufe und Unruhe bei den Kommunisten) 


- Glocke des Vorsitzenden - 


; ETRBUMTerE re ter nicht 
zu unterbrechen, das war bis vor kurzen nicht üblich, daß 


der Hegierungsvertreter unterbrochen wurde. 


Mnisterialdirektor Schäfer: Es ist auch nicht von dem !irwerbs- 


osen zu verlangen, daß er in einem gesundheitsschädlichen 
Betriebe arbeitet. ilenn er es nicht aushalten kann,verlangt 
niemand, daßer dort bleibt.  _, 

Es ist auch nicht so, wie Sie Sagen, daß wegen der 

Bo riechen Zugehöriskeit zu einer Organisation, zu einer 

Ber FICHEUBE der Betreffende von der Fürsorge ausge-. 
schlossen würde. Sie haben ausgespielt auf den Fall bei 
der BEisenbahn. Dort sind die Leute "ger ihrer Zugehörig- 
keit zu der R.G.O. entlassen worden. Und diese Leute haben 
-— mit Ausnahme von 12 Mann - einige hundert Nann haben so- 
fort die Erwerbslosenunterstützung bekommen, nicht nach 
vielem Laufen, das weiß ich besser als Sie, die haben sie 
sofort bekommen vom siebten Tage ab, wie jeder andere Ir- 
werbslose auch. Die zwölf anderen haben sie bekommen nach 
4 - 5 lochen. Si> waren anteng® davon ausgeschlossen, bis 
eines Tages verfügt wurde, dab diese 12 Leute, die dauernd 
den Betrieb beunruhigt hatten und deshalb strafweise ent- 
lassen wurden und von der Unterstützung zuerst ausgeschlos- 


En arasn, die Srwerbslosenunterstützung ebenfalls erhalten 
sollen. 


(Zurufe der Kommunisten: Nach drei Monaten!) 


Aber jedenfalls steht soviel fest: Sie dürfen nicht verall- 
‚emeinern und sagen: Die Leute, die bei der Lisenbahn ent- 
assen wurden, hätten keine Unterstützung bekommen. Alle 

diese Leute haben vom 7.Tage_ab, wie jeder andere die Unter- 

stützung bekommen. Ich kann Ihnen nur sagen, die Fälle, die 

Herr Detjen konstatiert, wo Leuten nicht die volle Unter- 

stützung zugutekan, beschäftigen auch uns in dem Sinne, je- 

dem kEinzelnen zu seinem Nechte zu verhelfen. Wir haben unsere 

Bestimmungen; wer auf frevelhafte Weise seine Arbeitsstelle 

aufgibt, durch dauerndes Fehlen, wo hundert andere darauf 

warten, der wird anders behandelt als derjenige, der unver- 
schuldet seine Arbeit verloren hat. ER 

KAkk Herr Detjen verlangt, daß nur ein lieldetag in der 

Woche eingesetzt wird, die Verordnung sieht tägliche Meldung 

vor. ir sind früher weitergegangen und haben aus eren 

Erwä en heraus die Neldezeiten für die Erwerbslosen_ ab- 

geändert und auf zwei Tage in der jloche begrenzt. Damals 

ist unser Entgegenkommen schlecht belohnt worden, es ist 

Mißbrauch getrieben worden und das hat dazu geführt, in 

einigen Kreisen zunächst wieder tägliche lMeldungen einzu- 

führen. In all den anderen Kreisen ist die zweimal wöchent- 
liche lieldung beibehalten worden. Ich kann Ihnen sagen, 
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nicht von uns aus, sondern von dem Kreisarbeitsnachweis ist 
vor kurzen in einen weiteren Kreis ebenfalls die tägliche 
Meldung wieder eingeführt worden, weil die äriwerbslosen 
selbst lißbrauch getrieben hatten. : 
Herr Detjen brachte einen Fall vor, wo ein Unter- 
stützungsberechtigter fünf linuten zu spät kommt und ihm 
daher von dem betreffenden Beanten die Unterstützung ver- 
weigert wurde. Die Erverbslosen sind nicht lenschen zweiter 
Klasse. Bezüglich dieses l'alles kann ich Ihnen gleich sagen, 
daß den liann wegen dieser Verfehlung durchaus keine Strafe 
treffen soll, daß er mithin die Unterstützung bekommt. _ 
N en. suf die Ausschlußsätze, die voriges Jahr im 
April festgesetzt worden sind, muß ich darauf hinweisen ,daß 
gle Initiative dazu nicht von der Regierungskommission,son- 
dern aus Kreisen des Saargebietes heraus gekommen war. %s 
ist lediglich von seiten der BE LRFOSSRkeAN Belcn dem Ver- 
langen dieser Kreise des Saargebietes entsprochen worden. 





(Zurufe der Kommnisten: ‘lo waren diese bedeutende 
eise % 

Was die 15 %-ige Aufrechnung anbelangt, so kann Ich 
Ihnen sagen, daß teilweise eine höhere Aufrechnung verlangt 
wurde, und zwar 2 ), wenn die Gemeinden für licht, Wasser 
und Gas Ausfälle haben und wenn sie für li etausfälle ver- 
antwortlich gemacht werden. Die Regierung hat den lüittelweg 
beschritten und 15 % genommen. 

In Bezug auf die Arbeitsbeschaffung kann ich Ihnen 
Sagen, daß das, was im Reich mit den größeren Hausrepara- 
turen erzielt wird, wir auch im Saargebiet haben. Dieser | 
Frage schenkt die Regierung ihre ganz besondere Aufmerksankeit. 

as den »Strabenbau anbelangt, , so haben wir zeitwei- 
se bis 1000 Erwerbslose damit beschäftigt. Ich weiß nicht, 
das im Verhältnis zum Reich betrachtet, viel oder wenig ist 
und ich will es auch ungeprüft lassen. Jedenfalls haben wir 
schon seit längerer Zei Fe löglichkeit der Arbeitsbeschaf- 
fung in dleser eise praktisch angewandt. 

Die Erhöhung der Beschäftigungszeit, um in den Genuß 
der krwerbslosenunverstützung zu gelat en, nämlich auf 26 und 
39 Wochen stellt zewiß eine Verschlechterung dar. Das gebe 
ich ohne weiteres zu. Es ist schwerer eine Beschäftigungszeit 
von £6 Viochen nachzuweisen als eine solche von 18 \lochen.Da- 
gegen muß man hierbei berücksichtigen, daß die Negierungskon- 
mission dann aber auch die Leute auf unbegrenzte Zeit unter- 
stützt und die Gemeinden sind sie für immer losgeiorden. 
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(Zwischenruf: Das kommt überhaupt nicht mehr vor!) 


ss darf ferner nicht verkannt werden, daß wir _für die Jugend- 
lichen eine Beschäftigung von 39 locken innerhalb von zwei 
Jahren vorschreiben, während im Keiche 52 \iochen Arbeitszeit 
in den beiden letzten Jahren verlangt werden. 

Ich bin der leinuns, daß es für die Gemeinden sehr 
zut möglich sein wird, auch in Bezug auf die Saisonarbeiter | 
die 26 wöchige Beschäftigungszeit nachzuwelsen. Angenommen, | 
daß der betreffende Arbeiter 15 \lochen in seinem Beruf schaf- | 
fen kann, so wird es für die Gemeinde doch leicht möglich | 
sein,ihn noch 11 ‚ochen zu beschäftigen und auf diese lleise 
ist es den Gemeinden möglich, daß sie von den ganzen Tlohl- 
lahrtserwerbslosenlasten befreit werden. Sie haben in Zu- 
kunft nicht nehr damit zu rechnen, daß nach 35 wöchiger Unter- 
stützungszeit sie wieder neuen Zugang an \lohlfahrtserwerbs- 
losen erhalten. Es ist deshalb auch nicht richtig, wenn der 
Herr Be te Hirschmann sagt, daß durch die uordanne 1 
eine Intlastung der Staatskasse erfolge. Davon kann u. die | 

ede 


var 


> 
In 





- 10 - 


Rede sein, im Gegenteil, die Staatskasse hat wesentlich höhe- 
re Pflichten übernommen als bisher. „ 

In Bezug auf die Familienunterstützung kann ich mur 
sagen, es ist seinerzeit auch von den verschiedensten Seiten 
Sturm gelaufen worden GRERERD, daß die Krwerbslosen nicht 
mehr als 5 Kinder für jedes weitere Kind ebenfalls Unter- 
stützung erhalten haben. Aus diesem Grunde ist dann die üe- 
gelung so erfolgt, daß im Höchstfalle 22 Franken an Unter- 
stütz täglich zu zahlen waren. ___ | 

enn in Bezug auf den freiwilligen Arbeitsdienst _ 
bisher wenig gemacht wurde, so liegt das nicht an der Regie- 
runeskonmission. Die SERIE RL. 08 hat die Initiative 
den in Frage kommenden Körperschaften überlassen. Über die 
Erfahrungen, die mit dem freiwilligen Arbeitsdienst gemacht 
mırden, kanh Ihnen Ger l!err Staatskommissar Auskunft geben. 
Das Ausmaß des Arbeitsdienstes hat die Regierungskommission 
nicht zu vertreten, sie ist lediglich insöfern daran betei- 
ligt, indem sie den jungen Leuten die Ansprüche der Unter- 
stützung auf 0.00 I'ranken festgesetzt hat. 

‚ „ Der Herr Abgeoränete Tirschmann beanstandet, daß den 

Gemeinden ihre Vorschüsse zu spät zugewiesen worden seien 
es hätten manche Gemeinaen oft monatelang warten müssen. Herr 
Hirschnann, wer Ihnen die litteilung gemacht hat, hat sie 
Talsch beraten. Ich kann Ihnen sagen, jede Gemeinde bekommt 
anfangs des lonats für den kommenden lonat ihr Geld. Wenn 
die Gemeinden am 3.des lonats die Nachweisung einreichen, 
wird ihnen am 5. der Vorschuß angewiesen, Daran sind meistens 
die Gemeinden schuld, oft kommt es vor, daß Gemeinden einen 
zweiten Vorschuß verlangen, ohne daß sıe eine Abrechnung 
vorlegen. In Zezug Be Punkt sin@ Sie das Opfer einer 
irrtünlichen Information geworden. 

Über die mißbräuchliche Ausmutzung der Eriwerbslosen- 
fürsorge nwöchte ich Ihnen sagen, daß hierüber sehr wenig Fäl- 
le vor.iegen. \enn Fälle vorliegen, wo es sich herausgestellt 
hat, daß der liann wochenlanz schafft und trotzdem die Unter- 
stützung bezieht, in einen solchen Falle - uni das müssen 
Sie selbst sagen - muß der lann bestraft werden. Wir haben 
nicht die ÄAbsicht,die Bestimmungen etwa schikanös anzuwenden. 
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Vorsitzender: Das ilort hat llerr Abgeordneter Becker ! 


be. Becker (Z): lleine ame und meine Herren! Um die finanzielle 


svirkung der Vorlage kennen zu lernen, haben wir von der 
u A verlangt, daß der Haushaltplan vorge- 
eg Wl ra o 


Ich stelle fest, daß diese Angaben noch nicht gemacht 


worden sind und wir bitten die Resieruneskommission, daß dies 


bald geschieht. 


Ich möchte weiter um Auskunft bitten, ob die Zoll- 
strafen,die schätzungsweise sehr, hoch sein werden, auch dem 
Haushaltplan des Saargebietes zugute kommen. 


Vorsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter Detjen! 


bg. Detjen(KPD): lieine Dame und meine Herren! Herr lünisterial- 


direktor Schäfer hat erklärt, ich hätte nur von einem Fall 
gesprochen. Das stimmt nicht. s sind viele Fälle vorgekon- 
men und ich empfehle Ihnen, sich einmal die Beschwerdeschrift 
an die Stadt Saarbrücken anzusehen, die von 30 Erwerbslosen 
unterzeichnet ist. Durch die Unterschriften wird bewiesen, 
daß bereits vor 1/2 10 Uhr die Türe verschlossen war. 

diesem Zusammenhang heißt es weiter, daß sie auf die unhalt- 
baren Zustände himveisen. Neben schikanöser Behandlung ist 
besonders das vorzeitige Abschließen der Türe zu beanstanden. 
Das Nichtabziehen des llutes genügt / 
‚stempel zu verweigern, In einem anderen Falle wurde einem Er- 
werbslosen der Kontrollstempel verweigert, weil er mit einer 
brennenden Zigarre den Raum des Arbeitsnachweises betrat ‚wäh- 
rend der Beante selbst rauchte. Es ist nicht so, daß nur ein 
Einzelfall vorliegt, sondern es sind deren ungezählte. 

Dem Herın Abgeordneten Lieser möchte ich sagen, daß er 
den $ 15 nicht richtig gelesen oder nicht richtig verstanden 
nat. Hier heißt es klar, daß Cie Fürsorge dann in llegfall kom 
nen soll, wenn der Betreifende wieder voll im Erwerbsleben 
steht. le lierr Lieser das verstanden hat, weiß ich nicht. 
Jedenfalls ist der Paragraph klar zu verstehen. 


(Zuruf des Abg. Lieser(SP): Ich verstehe den Wortlaut 
schon! 
Herr Lieser, Sie haben uns unterschoben, als wenn wir dagegen 
wären, daß überhaupt die Unterstützung gezahlt wird. Wir ha- 
ben nur gesagt, Gaß demjenigen, der im brwerbsleben steht,die 
Unterstützung nicht nehr zukommt. 

u 6 möchte ich Kerm Lieser sagen, daß wir nicht 
verstehen, inwieweit wir irgendeiner Richtung Vorschub lei- 
sten sollen, um Verschlechterungen einzuführen. Wir haben 
den Antrag gestellt, der lautet: 


"Fanilienzuschläge sinä für alle Angehörigen des’ Er- 
‚werbslosen zu zahlen, die einen familienrechtlichen 
Unterhaltsanspruch gegen ihn haben, oder im Falle 
seiner Leistungsfähigkeit haben würden, sowie für 
Stief-und Pflegekinder. Der Familienzuschlag muß ge- 
währt werden, wenn der Erwerbslose den Angehörigen 
bis zum Eintritt der Unterstützungsbedürftigkeit ganz 
oder in der Hauptsache unterhalten hat. Zuschlags- 
berechtigte Angehörige über 14 Jahre erhalten sclb- 
ständig Erwerbslosenunterstützung. " 


Daß man der Resierungskommission die Handhabe geben würde, 
Verschlechterungen einzuführen, kann nur einen lirn ent- 
Sprungen Sein, das die Dinge nicht mehr klar überschauen kann. 


- Glocke des Vorsitzenden - 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Auf die Frage des Herrn Abgeordneten 
ecker habe ich in der Kommissionssitz von £7.April mit- 
Ber, daß der Haushaltplan voraussichtlich in ca. vier 
ochen dem Landesrat zugehen wird. 
n der Xommissionssitzung vom 5, Mai ds.Js. habe ich 


mitgeteilt, daß die Zolleinnahmen für 1932/33 sich auf netto 
160.913.755.-Franken belaufen. 


raeader: Danit schließt die Aussprache und die Vorlage ist im 


Kap der von den ütednern gemachten Ausführungen verabschie- 
et. 


Abg. Lieser (SP)): Ich habe zwei Anträge eingereicht, die außerhalb 


Be Aeaprache über den Entwurf beraten werden müssen. Diese 
auten: 


||| en nn nr m m TE dem u 


zu dem Verordnungsentwurf der Kegierunzskommission betr.: i 


Neuregelung der Erwerbslosenfürsorge. 


m en m nn a m m nn m nn m m mn en m nn mn mn Te m m mn m en — 


a) Der landesrat möge beschließen, die Regierungskon- 
mission zu ersuchen, dem Landesrat baldigst eine Vor- 
age zugehen zu lassen mit dem Ziele, erwerbslos gewor- 


denen selbständigen Nandwerkern eine Unterstützung aus 
Staatsmitteln zu gewähren. 
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b) Der Landesrat möge beschließen, die Kegierungskon- 
m1Ssion zu ersuchen, dem Landesrat einen erordnungs- 
entwurf vorzulegen, worin die Gemeinden verpflichtet 
werden, die Se ın die Lrwerbslosenfürsorge aufge- 
nommenen Lrwerdslosen gegen Krankheit, Invalidität usw. 
zu versichern. Die Kegierungskomnission ihrerseits _ver- 
pfilichtet sich, den Gemeinden, ähnlich wie in der Er- 
werbslosenfürsorge, zu diesem Zrecke Zuschüsse zu ge- 
währen. 


Vorsitzender: Ich muß es den einzelnen Fraktionen überlassen ‚dazu 


Stellung zu nehmen. Wir lassen dieselben der Regierungs- 
kommıssion als luaterial zugehen. 
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Vorsitzender: \lir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung betreffend: 





Das \lort hierzu erteile ich dem llerrn Nbgeoräneten Becker! 


bg. Becker (Z): Meine Dame und meine Herren! Namens der Zentruns- 
fraktion habe ich folgendes 


Beta chten 


—— u RR RE EEE u ER RR un, ER ER WEL RL RE RAD RR 
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abzugeben: 


"Die Zentrunsfraktion, Cie an und für sich geneigt war, 
einer Übergangslösung zuzustimmen, sieht sich heute hierzu 
nicht mehr in der lese, nachdem die Reichsregierung durch 
Gesetz vom l3.lai 1933 für das Reichsgebiet ein vollkomne- 
nes Zuzabeverbot erlassen hat, Damit ist auch für das Saar- 
zeblet und seine \iürtschaft eine zanz neue Lage gegeben. 

s kaan mit Sicherheit ancenomüuen werden, daß die reichs- 
deutschen Lieferanten, die mun gesetzlich gezwungen sind, 

ci 000 Ani } K | 

am l. »epteuber iISJ die Zugabereklamen einzustellen, diese 
Reklausn bei Saarlieferungen auch nicht mehr anzuwenden,da 
sich dies wirtschaftlich nicht mehr lohnt. Damit entfällt 
auch für cie saarländischen Firmen die Notwendigkeit, sich 
aus Koniurrenisründen der Zugabe-üeklame zu bedienen. Fü 
das »a,.rzeblet kann deshalb nur noch ein vollkommenes Zu- 
gabeverbot in -raze \ommen. Wir bitten daher die liegierungs- 
Kommission, die reichsdeutsche Keseluns zu übernehmen. " 


Vorsitzencer; Das Wort hat Derr Abgeordneter lorenz! 


Abg. Lorenz (KPD): liir beantragen, daß der llert für den Betrag der 
Zugabe an der betreffenden \lare im Verkaufspreis herab- 
gesetzt wird, darüber hinaus verlangen wir die Beseitigung 
des gesamten Zugabeiresens. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abseordneter Lieser ! 


Abg. Lieser (SE): Wir lehnen eine Verweisung an die Kommission ab 
und stimmen der Vorlage zu. \lenn im Reich ein völliges Ver- 
bot Gesetzeskraft hat, so ist in der Zwischenzeit, bis das- 
selbe in Kraft ist, zenügend Zeit, dem landesrat noch ein- 
mal eine Vorlage vorzulegen. 


Jie Vertreter der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei , der Deutsch-Saarländischen Volkspartei 
und der Parvei der Deutsch-Bürgerlichen litte schließen 
sich dem Tutachtien des Zentruns an. 


Vorsitzender: Dawit ist die Vorlage verabschiedet. 





ee 
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Vorsitzender: \iir kommen nun zu Punkt 3 der Tagesordnung betr.: 


Abänderung des Gerichtsverfassungssesetze 
ıtlastung der Schwurserich 


Das dort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Hey! 


Abg. Hey(KP): Ich habe eingangs der Sitzung den Antrag gestellt, 
RL re der Tagesordnung in die Kommission 
zurückverwiesen wirt, weil. in der Kommission noch keine | 
Kg der Vorlage genommen wurde. Ich bitte, über 
diesen Antrag abzustinmnen. 


Vorsitzender: Ich darf feststellen, daß die Vorlage in der Kon- 
Be Ba 5 ? 
mission war und daß sämtliche Parteien der Vorlage beden- 
kenlos zugestimmt haben. _ | | | 
i ‚Zin Widerspruch erhebt sich nicht. Die Vorlage 
1S5t somit verabsckiedet. 


Punkt 4 der Tagesordnung betr.: 





wird ebenfalls zugestimmt. - Die Kommunisten haben noch 
Anträge hierzu angekündiet. 


Abz. Iorenz (KPD): ir reichen in der heutigen Vollversammlune 
die Anträge dazu ein. 


SAyzrang ayasıydeabousng wor2ng0es HT " 


Vorsitzender: Die Punkte 5 und 6 der Tagesordnung betr.: 


O1 
nr 


Kennwetten; 


OÖ) 
_ 


Abänderung ler Zusammensetzung der Schuldepu- 
tationen, Schulvorstände und Schulkommi ssionen ; 


werden in wie folgt in die Kommission verwiesen: 


Die Vorlage zu 5)wird in die 1.u.3.Kommission ver- 

£ wiesen; 

Die Vorlage zu S)wird in die 4.u.6.Kommission ver- 
wlesen. 


rt 


Dann hat der Herr Staatskommissar eine weitere Vorlage 
betreffend 


Abänderung der Abrede der Keichsregierung mit | 
der negierungskommission des vaargebietes über 4 


—— e et erechtlichen Deziehungen zwischen 
dem »aarzebiet und dem übrigen Keichsgebiet. 


Ich 


>> 
In 
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Ich bitte, auch diese Vorlage in die fommission zu verweisen. 


Widerspruch erhebt sich nicht, die Vorlage ist somit in die 
Kommission verriesen. 


| Desgleichen wird vorgeschlagen, die heute früh 
eingegangene Vorlage betreffend 





in die Kommission zu verweisen. Der llerr Staatskommissar 

hat dem Vorstand lüitteilung zugehen lassen, daß die ütegie- 

rungskoumission nit Rücksicht darauf, daß das öffentliche 
teresse eine dringliche Lrledigung der Vorlage erfordere, 


, den Landesrat zu ersuchen, die Vorlage bis zum 
.AS...t8. 


(Zurufe: Hört, hört!) 


zu begutachten. Der 26. ist der Freitag nächster Woche, der 
nächste Donnerstag ist ein Feiertag, an sich also etwas un- 
ünstig für die Beratung, zumal von Vorlagen von dieser 
ragvelte, 
j Ich würde daher vorschlagen, kommenden ma 
eine Kommissionssitzung zu halten, und dann wird man Sehen, 
ob am Freitag eine Vlenarsitzung mözlich ist. 


bg. Braun (SP): Die Vorlage werden wir befümorten; sie ist von 
h . “ . > de,$ - PP» - w) .. 5 
außerordentlicher «ichtigkeit für die Bevölkerung, sodaß 
wir hofien, daß sie möglichst umgehend verabschiedet wird. 


bg. lorenz (!PD): Wenn ich einen Paragraphen herausgreife, der 
da heibt: zeverkschaften und politische Vereine müssen ihre 
Witglieöschaft anmelden usw., so muß ich fragen, was besagt 
das ? Das besagt nicht mehr oder weniger, als daß die revo- 
luilonäre Arbeiterbewegung den vteckbriei ausliefern soll 
en Ale Kerierunreskomnission. „ir als Kommunistische Fraktion 
lehnen eine solche Vorlage ab. Dessen ungeschtet behalten 
wir uns das .iecht vor, in der Öffentlichen Sitzung dazu 
Stellung zu nehmsn und in den Komnissionssitzungen. 


bg.Schmelzer (D5V): “ir bestehen Sarauf, daß die Vorlage ordnungs- 
gemäß behandelt wird. Die !ristsetzung der KRegierungskomnis- 
sion steht da im Widerspruch zu der Geschäftsordnung. 


a 


. Baltes (NSDAP): ir bitten den Vorstand, in den nächsten 14 
Tagen dazu »tellung zu nehmen. 


8. Schmelzer (DSV): Ich darf den Herm Staatskommissar bitten, 
die Negierungskommission darauf hinzuweisen, dab die Frist- 
setzung mit der Geschäftsordnung s in Widerspruch steht. 


aatskommissar Kuchenbecker: Ich kann dazu mitteilen, daß die Re- 


sierungskomnission in der Lage ist, dem Landesrat in dringen- 
den Fällen eine Frist zu setzen. Es besteht aber die \öglich- 


keit, daß sie abgekürzt werden kann. 


&. Schmoll (DBM): Eine so wichtige Sache kann nicht über's Knie 
absebrochen werden. 
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Abg. Petri (SPD): Ich mache darauf aufmerksam, daß die sepilgenn- 
heit, die die I re ee einführen will,nicht 
ze ist und daß bei früheren Vorlagen die bürgerl ichen 
Ferteiag die Geschäftsordnung sehr gerne verlassen haben 


enum nicht bereit waren, Beschlüsse zu verab- 
ee 


Vorsitzender: Ich lasse abstimmen darüber. \ler dafür ist, daß 


die Vorlage FraatEmä» und ordnungsgemäß gehandhabt wer- 
den soll, „ndee. die Hand erheben. 


Ich stelle fest ‚ daß die luehrheit dafür ist. 
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Vorsitzender: Wir kommen zu den Punkt 7,8 und 9 der Tagesordnung, 


ie zusammen behandelt und über dıe in eine Aussprache 
eingetreten werden soll. Es wurde vereinbart, daß jede 
Fraktion eine Redezeit von 15 llinuten hat. 


Die Punkte betreffen: 


7) Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe 
und Sicherheit; 


8) Ausübung der Polizeigewalt in Gemeinden 
durch staatliche Beante; 
OÖ 


9) intlassung von Polizeisxekutivbeanten 
und Land jägern. 


Ich erteile ügs Wort dem Sprecher des Zentruns, Herrn 
Abgeordneten Levacher! 


Abg. Ievacher (Z): lieine Dame und meine Herren! Namens der Zen- 


trumsfraktion sowie auch der übrigen Parteien habe ich 
folgende Erklärung abzugeben: 


(Zuruf des Abg. Hey(KP): Schon gackert das Iuhn! ) 
- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Herr Abgeordneter Hey, ich rufe Sie zur Ordnung. 
Abg. Levacher (Z): Die 


lautet: 


" Seit unserer letzten Erklärung bei Eröffnung 
des Landesrates haben sich Ran Dal SAeahin TErBASS- 
nisse in Deutschland grundlegend geändert. In unserer 
Einstellung zu unserem Vaterland ändert das nicht das 
Geringste. ag 

Unser großes Ziel, dem wir mit allen Kräften 
zustrebten, war stets die restlose arern, unserer 
Heimat zu unserem Vaterland. Pen Senne wollen wir 
nach wie vor Schulter an Schulter mit allen deutschen 
Brüdern und »chwestern führen und wollen nicht ruhen 
und rasten, bis das Ziel erreicht ist. 

Wir wissen uns dabei eins mit der neuen Reichs- 
führung, die sich zur Aufgabe gestellt hat, alle Deut- 
schen zur nationalen Volksgemeinschaft zusammen zu 

ren. 


Za den drei Vorlagen habe ich folgendes 


Gutachten 
der Zentrunsfraktion 
abzugeben: | 


amens weiner Fraktion habe ich zu erklären,daß 
wir alle drei Vorlagen in ihrer Gesamtheit BREEHRER = 
ann 





Bun rn 
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kann es mir daher versagen, auf die Einzelheiten einzugehen. 

Nach unserer Auffassung ist der Sinn dieser Vorlagen 
kurz folgender: Die Verord zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit ermöglicht es, 
alle öffentlichen politischen Versammlungen und Aufzüge 
zu verbieten und aufzulösen. Parteien, deren Mitglieder 
aegen diese Veroro ung verstoßen, aufzulösen, Flakate und 

blätter zu verbieten und die Zeitungen kurz oder bis 
zu 6 Monaten zu unterdrücken. zele, 

Nach der zweiten Vorlage/Ausübung der Folizeigewalt 
in Gemeinden durch staatliche Beamte", kann die Regierungs- 
kommission den Bürgermeistern die Folizeigewalt aus irgend 
einem Anlaß entziehen und auf sich selbst übertragen. | 

Die dritte Verordnung räumt dem Mitglied der Regie- 
rungskommission eine absolute Gewalt über jeden Polizei- 

eamten ein. 

Wir haben alles Verständnis für die lage der Negie- 
rungskommission und verkennen durchaus nicht den Ernst der 
aeußen-und innenpolitischen Situation. 

‚enn wir uns trotzdem gegen diese Vorlage wenden,so 
tun wir es deshalb, weil uns die Voraussetzungen für der- _ 
artige einschneidende NMaßnahmen nicht gegeben zu sein schei- 
nen. 

Ein Vorgänger des jet gen Präsidenten der Regierungs- 
kommission, den uns gleichfalls England geschickt hat, Herr 
Stephens, hat in öffentlicher Ratssitzung in Genf in Gegen- 
wart der Saardelegation erklärt, die Saarberölkerung sei 
ein ruhiges,arbeitsames, höchst vaterlandsliebendes Volk 
und er sei stolz darauf, der Präsident eines solchen Volkes 
zu Sein: 


7 


auyrog ayasıydmabousgs weranıqae 


1 


Ich wiißte nicht, inwieweit sich unsere Gesinnungen 
und unser Tun und Lassen seit dieser Zeit so geändert hät- 
te, daß re Vorlagen notwendig geworden wären. 

Unser Vol + in harter Arbeit _um sein Leben 
und wenn es einma! Feste feiert, wie am l:Mai, so legt 
es dabei eine bewunderungswürdige Selbstzucht an den a8. 
een, daß sich in der letzten Zeit einige wenige Vor- 
fälle ereignet haben, die besser unterblieben wären.-Aber 
dieser leinung ist auch d’e gesamte Bevölkerung und gerade 
em 1.\iai hat es sich wi daß die vorhandenen Gesetze Bl 
vollkommen ausreichten, daß_es also keiner neuen bedarf, 6 
daß die Bürgermeister ihre Pflichten als Inhaber der poli- = 
zeilichen Gewalt in vollsten Maße erfüllten, daß es also 
nicht nötig ist, sie ihnen zu entziehen. Auch der Gesant- ‚2 
heit der Polizei-und lendjägerbeamten kann keinerlei Vor- | 
wurf gemacht werden, es ist also nicht nötig, ein Verfah- | r 

AN 
DI 





ren einzuführen, wong:h jeder von ihnen, der sich aus ir- 1. 
end einem Grunde mißlieDbig gemacht nat, einfach auf's # 
lester en werden kann. | 
Ich möchte dabei nicht unterlassen, darauf hinzu- | 
weisen, daß, wenn sich unliebsane Vorfälle ereignet haben | 
sie vielleicht unterblieben wären, wenn die Aegierungs- | 
kommission nicht durch Maßnahmen, die der Bevölkerung un- | 
verständlich blieben, ihre eigene Nervosität auf gewisse | 
Bevölkerungskreise übertragen hätte. | 
ich will der fegierungskommission, die uns diese | 
Vorlagen unterbreitet hat, den guten Glauben durchaus nicht | 
absprechen. Aber diese Vorlagen sind für mich ein erneuter u 
Beweis dafür, wie wenig, selbst bei gutem \lillen, eine \ 
fremdländische “egierung in der Lage ist, sich in die Ge- 
ühle und Gedankengänge des ihm anvertrauten Volkes ein- 
zuführen. | 
Das ganze Unrecht, das uns durch diesen ee | 
angetan worden ist, tritt wie bei jeder, so auch bei die- \ 
ser Gelegenheit wisder hervor. ı1_> 
Der in 
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| Der Gesinnung, die uns belegt, hat vorgestern Reichs- 
kanzler Hitler den betreffenden Ausdruck gegeben, als er aus- 
führte, daß Deutschland den aar.tS des Germanisierens nicht 
kenne und daß die ustel lung er vergangenen Jahrhunderte, aus 
der heraus man glaubte, aus Franzosen oder Folen Deutsche machen 
zu können, uns so fremd sei, daß wir uns genau so leidenschaft- 
lich gegen jeden umgekehrten Versuch wenden. _ | 

Es 1st_ein eigenartiger Zufall, daß wir beinahe auf den 
Tag genau_vor 10 Jahren, es war der 15.Mai 1922, über eine ähn- 
liche Vorlage hier_zu beraten hatten. Damals stand die berühmte 
Be erorömıng Ser Regierungskommission zur Debatte, die durch 
die BIGEERörTLEen Vorlagen teilweise noch _überboten wird. 

las 
daß unserer eigenen Kritik sich damals die Mehrheit des Völker- 
bundsrates und auch das gesamte englische Unterhaus anschlossen. 
Damals urteilte Asquith Sehr scharf über die Verordnung. 

Es ist unter diesen Umständen schmerzlich für uns, daß 
nunmehr das Aue gohe Mitglied ger Regierungskommission uns eine 
. Verordnung vorlegt, in der die Befugnisse dieser Notverordnung 

noch erweitert werden sollen, und daß auch die anderen Nitglie- 
der der Regierungskommission ihr zugestimmt haben. Für uns ein 
neuer Beweis dafür, daß jede Erschwer der außenpolitischen 
Lage Deutschlands uns an der Saar sofort zurück wirft. Aber 
auch ein neuer Beweis dafür, wie unzertrennbar wir mit den Ge- 
Schicken unseres Vaterlandes verflochten sind. 
| Ich habe damals vor 10 Jahren ausgeführt, daß man sich 
nicht darauf berufen dürfe, man wolle den Schutz der im Saar- 
ebiet sich aufhaltenden Ausländer sichern, - das war die dama- 
ige Begründung der Regierungskommission - und habe als Saar- 
länder auf das entschiedenste Verwahrung u re BENgeL GER, daß 
wir Ausländern im Saargebiet das Leben erschwerten. Ich habe 
schon damals gesagt, daß ich im Gegenteil den Eindruck hätte, 
daß den deutschen Saarbewohnern durch die im Saargebiet sich 
aufhaltenden Ausländer das Leben erschwert würde. 
| Nun beruft sich die Hegierung ganz genau wie das auch 
im Jahre 1923 geschehen ist, auf ein ähnliches deutsches Gesetz. 
Man kann die Verhältnisse in Deutschland durchaus nicht auf die 
Verhältnisse im Saargebiet übertragen. Wenn das deutsche Volk 
sich selbst Gesetze gibt, die es für nötig hält, um die innere 
rdnung aufrecht zu erhalten, so ist das ganz etwas anderes,als 
wenn im »aargebiet eine aus Ausländern bestehende Regierung den 
deutschen Saarvolk Verordnungen auferlegt, die das deutsche 
Saarvolk für unnötig hält. | 
Ich habe vor 10 Jahren schon ausgeführt, daß die Ruhe, 
die durch derartige Vorlagen herbeigeführt wird, nur die Ruhe 
des Kirchhofes sein könne. Und nun kommen diese Vorlagen in 
dem Augenblick, wo die Saarbevölkerung sich anschickt, von dem 
einzigen Recht, das ihr nach dem Versailler Vertrag geblieben 
ist, nämlich von dem Recht der Abstimmung Gebrauch zu machen. 
Ich hätte niemals geglaubt, daß der „anpf um die Ab- 
stimmung demit eröffnet werden würde, daß die Negierungskon- 
mission uns Vorlagen bringt, durch die das Recht der Versamn- 
lung, der freien Rede, das Recht der Meinungsäußerung in Zei- 
tungen und Plaksten derart beschnitten werden könnte, wie es 
in diesen Vorlagen der Fall ist. | 
Es scheint, daß es sehr schwer ist, aus den Lehren der 
Vergangenheit die Nutzanwendung für die Gegenwart zu ziehen. 
Die Quittung, die das deutsche »Saarvolk are. TOtramgEnnung | 
von 1923 gegeben hat, war die Jahrtausendfeier im Jahre 1925, 
die Antwort, die die »aarbevölkerung auf diese Vorlagen von 
1933 geben wird, wird die Abstimmung im Jahre 1985 sein. 


(Bravo- Rufe ) 





ür uns den ganzen Ernst der lage beleuchtet ist das, 
N 


— N. SEN mn rn — — - 
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orsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Lorenz! 






pg. Lorenz (KP): Meine Dame und meine Herren! Vüär als Kommunisti-, 
sche Fraktion haben zu der Allgeneinen Lage_und zu den drei 
ara sgenden Verordnungsentwürfen folgende Erklärung abzu- 
geben. 





Ich möchte noch eine Bemerkung vorausschicken und | 
zwar, in dem Tempo, in dem die Zentrumsführer und die Füh- | 
rer der Christlichen Gewerkschaften gleichgeschaltet werden, | 
in demselben Tempo möchte der Präsident des Landesrates die | 
Verordnungsentwürfe der Regierungskommission verabschieden. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


hrsitzender: Herr Ass rane ter Lorenz, ich habe Ihnen das Mert er- 
eilt zu den drei vorliegenden Verordnungen. | 
| 
| 


pe. Lorenz (KP) verliest folgende Erklärung: 


. _.. "Nach monatelanger Pause hat der Landesrat heute wie- 
der die Gelegenheit zur allgemeinen Lage und im Zusammenhang | 
damit, zu zwei besonders wichtigen Verordnungen der Regie- | 
runeskommission Stellung zu_nehnen. | 

ie Kommunistische Landesratsfraktion hebt diese _ 
Tatsachen deshalb hervor, weil gerade dadurch in der grWwi- | 
en Situation besonders charakterisiert wird, die Rolle | 
ieses Parlaments, als eine Körperschaft die augenblicklich | 
demonstriert die Rolle des Parlamentarismus unter der Dik- 
tatur des Finanzkapitals unter der Knute der Fremdherrschaft. 
, „_ fär als Kommunisten erhalten durch die tatsächliche | 
Entwicklung immer neue und stärkere Argumente, wie groß und 
Weg unsere Aufgabe _zur Beseitigung aller parlamentari- | 
schen Illusionen beim Proletariat ist und von wie großer 
Bedeutung die Mobilisierung der Kräfte und das Organisieren | 
derselben zum außerparlamentarischen Kampf unter Führung der | 
AURNERSSTIBCHEN Partei für die Arbeiter und werktätigen Nas- | 
sen ist. 1 
‚Dieser Kampf, der Kampf der Arbeiter und Merktätigen | 
um Arbeit und Brot, wird heute im Saargebiet und im übrigen 
Reich unter schwersten Bedingungen, aber mit der äußersten 
Kühnheit , Entschlossenheit und Zielklarheit geführt. Seit 
vier lionaten wütet die deutsche Bourgeoisie in der Ausübung 
ihrer Diktaturgewalt durch die offene faschistische Ditatur | 
mit den blutigsten Unterdrückungsmethoden gegen die Arbei- | 
terschaft, gegen die Arbeiterbewegung, gegen ihre revolu- | 
tionäre Vorhut, die Kommunistische Partei. | | 
‚Die Tiefe der feiltwirtschaftskrise, die Gegensätze | 
der imperialistischen Staaten untereinander, das stürmische 
achsen des sozialistischen Sektors in der Sowjetunion, erhö- | 
hen die Schwierigkeiten der Bourgeoisie, den gewaltsamen 
Ausweg aus der von ihr durch die Anarchie ihrer Wirtschaft 
herbeigeführten Katastrophe. Das Anwacrsen der revolutionä- 
ren Melle, die zielbewußte klare Kanalisierung der radikal- 
sten Massen in Deutschland durch die eintige revolutionäre 
antikapitalistische und antifaschistische Partei, die Kon- 
munistische Partei in die Bahnen des revolutionären Auswegs 
aus der Krise, glaubt die Bourgeoisie dadurch hemmen, 
aufhalten und niederringen zu können, daß sie Ströme von 
Arbeiterblut reen, und Deutschland in ein Zuchthaus un- 
wandelt. Die blutigsten und furchtbarsten Provokationen. 
wurden angezettelt, vom Reichstagsbrand bis zum legalisier- | 
ten Mord an hunderten der Besten der deutschen Arbeiterklasse. # 
‚, Mär,die Kommunistische Landesratsfraktion, erklären | 
noch einmal von dieser Stelle aus, die Kommunistische Partei | 
Deutschlands hat mit dem von der Reichsregierung organisier- | 
ten neichstegsbrand nichts zu tun, ebensowenig mit dem unter 
Anklage der Brandstiftung stehenden van der Lübbe. Wir be- 


zeichnen die Versuche, unseren Reichstagsabgeordneten 
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Torgler der Brandstiftung zu beschuldigen, als das Suchen 
der Hitlerregierung nach dem moralischen Recht - Führer 

der deutschen Arbeiterklasse _ legal zu morden. Flaggenhissen, 
Parademärsche, unter dem schlimmsten Terror durchgeführte 
Gleichschaltung, das Blut RReHaErDe? und gemordeter revo- 
lutiorärer Arbeiter, das alles braucht die Hitier-Regierung, 
da sie nicht imstande ist, dem Arbeiter Brot zu geben, dem 
Bauer Land - den werktätigen Massen die Freiheit.Es stei- 
gern sich Not, Hunger, Elend ‚Unterdrückung und Entrechtung. 

Der direkte Lohnabbau wird hinausgeschoben, um den 
anats3einiesn den weitesten Spielraum zu den schlimmsten 
indirekten Lohnraubmaßnahmen zu geben. Die Arbeitsdienst-. 
geht mit dem Lohn-und Lebensniveau auf nie pekagnter "ie- 
e unter ir 5 Mr Jugend zum "Heldensohn” für die 
kapitalistischen Profitinteressen zeigt, auf welcher Stufe 
der Anteil der Arbeiter und Werktätigen am Volksvermögen 
gegtet werden soll. Zölle werden erhöht, ( von 10 auf 50 

rk, jetzt ee von 50 auf 75 Mark). Der Butter wird 
Margarıne beigemischt, alle notwendigen Lebens-und Bedarfs- 
artikel steigen im Preis. Mit einem durch SS.und SA ver- 
stärkten Polizeiapparat werden die Steuern eingetrieben. 
Das ist das Ergebnis der, nationalen Revolution” geführt 
von der NSDAP., der Partei der deutschen Großbourgeoisie. 

In der Erkenntnis der immer größer werdenden Schwie- 
rigkeiten, ökonomisch einen Ausweg aus der seit Jahren | 
dauernden Krise zu finden, greift die deutsche Bourgeoisie 
besonders stark nach der Übernahme der Regierung durch 
Adolf Hitler zur fieberhaften Rüstung zu einem neuen impe- 
ie Waffensang im Kampf um die zweite Neuaufteilung 

er Erde. 

Hinter geheuchelter Freundschaft _zur Sowjetunion ver- 
sucht die Regierung der faschistischen Diktatur ihre Tod- 
feindschaft und ungeheuerlichsten Provokationen zu verber- 
gen. In ihrem verzweifelten Ringen um das Erhalten der ka- 
Be etischen Ausbeuterherrschaft, durch das gewaltige 

erk des sozialistischen Aufbaues in der Sowjetunion ge- 
zwungen immer wieder dem System ihrer TlTotengräber Konzes- 
sionen zu machen, wei? die Bourgeoisie, daß sie nicht Sieger 
bleiben wird. Sie ist deshalb bereit, genau wie _1914 bis 
18 Millionen Nenschenleben zu opfern,um so die Existenz 
ihres faulen morschen Systems zu verlängern. 

. In diesem Kampf entfalten sich die Differenzen der 
imperialistischen Staaten untereinander in einem Naße ‚daß 
sich vor den Augen der Millionen Werktätigen in eindring- 
licher Klarheit und Offenheit zeigt, die Krise im Versail- 
ler System, die in den Ereignissen auf der Abrüstungs- 
konferenz ın Genf ihren sichtbaren Ausdruck findet. Die 
aus den inneren Schwierigkeiten sich ergebenden agressiven 
aeußenpolitischen Naßnahmen des Hitlerkabinetts, rufen bei 
den imperialistischen Konkurrenten Deutschlands, stärkste 
Abwehr hervor. Deutschlands wehrpolitische Aufrüstung ist 
für die Kriegshetzer und Säbelrasseler des Auslandes will- 
kommener Anlaß, die Zriegsfackel auf dem europäischen Kon- 
tınent zu entfachen. | 

Vor aller Telt hat Adolf Hitler durch seine Reichstags- 
rede am 17.5. die geschichtliche Nahrheit dessen bekundet, 
was die KPD immer behauptete, Adolf Eitler ist der Fronvogt 
des internationalen Finanzkapitals, der durch die Errich- 
tung der offenen faschistischen Diktatur auf das brutalste 
und rücksichtsloseste die Tributlasten und Reparationen 
aus den werktätigen Massen Leutschlands er Ver- 
tragsanerkennung, re Fa c außenpnlitische Ka- 

D 


pitulation- die fosten bezahlt die Arbeiterschaft und die 
werktätigen Massen- nur ein »teigern der AUPBLUNde Fung- 61h 
Unterschied in der Politik der letzten 14 Jahre, nichts ande- 
res als die verstärkte Fortsetzung der sozialen Entrechtung 
und nationalen Fnechtung des arbeitenden Volkes. 


ir 
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‚, fär,die Kommunistische Landesratsfraktion an der_ Saar, 
richten von hier geere Worte vor allem an unsere Klassen- 
brüder im übrigen Reich: 


"Darum, weil per Faschismus keinen Innen aug Not, 
Hunger und Elend seigen kann, werden zeintausende 
eingekerkert, tausende erschlagen und die besten 
der deutschen Arbeiterklasse wie Thälmann, Toreler 
und viele namenlose zu "Brandstiftern" und "Ver- 
brechern"” gestempelt." 


So will man den Vormarsch der Millionen zum revolutionären 
Ausweg, den sie nicht aufhalten können, hemmen. Unserer 
brüderlichstenKlassensolidari tät eben wir Ausdruck im 
zähen ,unermüdlichen Kampf gegen alle upararietl schen Be- 
strebungen, gegen chauyinistische Verhetzung gegen soziale 
Bent eng und nationale ap ba für Arbeit,Brot, 
Land und Freiheit ‚gegen Hitlerdeutschland für ein Sowjet- 
deutschland, für die ae, Me Saarproblens auf dem Boden 
des proletarischen Internationalismus. 

ie Kommunistische Landesratsfraktion nimmt die Ge- 


legenheit der heutigen Vollversammlung des Landesrates wahr, 


um von dieser Tribüne aus die Sereitwilligkeit zur Gleich- 
Bohe.L sung aller Parteien von den Nationalsozialisten bis 
zu den Sozialdemokraten festzuhalten, was diese Parteien 


nicht abhält, ihre Lakaiendienste der Fremdherrschaft gegen- 


über verstärkt fortzusetzen. Die Parteien der " nationalen 


rneuerune" haben ihre Bereitwilligkeit bereits durch einen 


Besuch bei Hitler dokumentiert. Die Sozialdemokratische 
Partei an der Saar versucht das offene Finschwenken in das 
ager des Faschismus und den dadurch begangenen ungeheuer- 
ichen Verrat an den Interessen der Arbeiterschaft dadurch 
zu bemänteln, daß sie hier offen, gen und gewerk- 
schaftlich selbständig machen, Loslösung und "Kampf" um 
ie Interessen der engeren He art 
zeitung vom Samstag,den 13.5. pro egleren und durchführen. 
Die Sozialdemokratische Partei 
keit zur chauvinistischen Verhetzung und gibt den Saar- 
separatisten Bean nrbnten.. 

Die Kommunistische Partei und die Revolutionäre 
Gewerkschaftsorganisation anpien mit aller Kühnheit, Ent- 
schlossenheit und Zielklarheit gegen solche Strömungen 
von der Sozialdemokratischen Partei in die Reihen der 
Arbeiterschaft getragen. Die Millionen kommunistischen und 
sozialdemokratischen Arbeiter in Deutschland lassen sich 
nicht gleichschalten, mit ihnen die engste Verbundenheit 
aufrecht zu erhalten, ist einfachste Klassenpflicht. Die 
Tätigkeit der Sozialdemokratischen Partei beweist erneut, 
daß sie nicht nur in der Stunde der Gefahr das Vaterland 
nicht im Stiche läßt, die Arbeiterschaft_ aber bei jeder 
Gelegenheit an die Volksausplünderer ausliefert.. 

ie Kommunistische Partei, die Kevolutionäre Ge- 
werkschaftsoreanisation und mit ihnen die revolutionären 
und klassenbemßten Arbeiter an der Saar, werden mit all 
ihrer Kraft sowohl gewerkschaftlich als auch in allen Ar- 
beiterorganisatioren, den Kampf führen gegen die Faschi- 
sierung, zur Verteidigung und Rettung der Gewerkschaften 
und BISRTLEN Arbeiterorganisationen. 

iese einfachste und dringendste Klassenpflicht 
zu erfüllen, ist mehr denn je das Gebot der Stunde, da es 
sich doch sonnenklar zeigt, daß die Unternehmer und die 
Fremdherrschaft nach dem Pyrussieg der Hitlerdiktatur für 
ihre Raubpläne gegen die Saararbeiter, Morgenluft wittern, 
Die französische Grubenverwaltung, die Schwerindustrie 
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mit dem glühendsten Verehrer Hitlers, Hermann Röchling an | 
der Spitze, die Fremdherrschaft, sie holen zu neuen Schlä- 
gen die werktätigen Massen an der Saar aus. Raub am lohn, 
aub an der Unterstützung und um diesen Paubgüg zu_ermög- | 
lichen eine Verordnung zur "Aufrechterhaltung der Ruhe und | 
Ordnung. " Der Teuerungsindex steigt, 5 Löhne sinken, im 
Bergbau durch direkten Lohnabbau um 12 1/2 %, die erhöhten 
Steuerlasten werden rücksichtslos eingetrieben. 


"Gewisse Elemente glauben, keine Steuern mehr zahlen 
zu brauchen, man muß diese mit allen Mitteln an ihre 
staatsbürgerliche Pflich‘" erinnern." 


So rief _ein wirttenberaiecher Nazi "Mirdenträger" gestern 
durchs Radio, dasselbe Ep: wird auch hierunter der 
Völkerbundsherrschaft verfolgt. Daß man bei einem solchen 
epbzye auf die Taschen der Arbeiter und lerktätigen ver- 
schärfte Maßnahmen braucht, zur Aufrechterhaltung dieser 
Unordnung, kennt das Proletariat aus der Erfahrung, aber 

rade die gibt Gewähr und Garantie, daß in steigendem 

ße die Arbeiter sich zu wehren verstehen werden. 

Die von der Regierungskommission vorgelegte Verord- 

nung betreffend die 





Erwerbslosenfürsorge 


bewertet unsere Fraktion als einen der frechsten und bru- | 
talsten Angriffe der Fremdherrschaft gegen das Leben derer, | 
durch Profitgier auf die Straße Rationalisierter. Arbeits- 
dienstpflicht - Zwangsarbeit- Unterstützungspfändung, den i 
jugendlichen Arbeiter geser Unterstützung beraubt die Elterr 4 
erneut weit über ihre Xräfte haftbar gemacht, das sind die 
Grundsätze dieser Verordnung. Dieses durchzuführen, scheint E 
der eigenen deutschen und der fremden französischen Bourgeoi- E.. 
sie nicht allzu leicht. Deshalb die Verordnung zur Konzen- | 
tration der Polizeigewalt, zum Verbot aller Versammlungen 
und Veranstaltungen revolutionärer ie ee zum Ver- | 
bot dieser Organisationen, vor allem der revolutionären | 
Vorhut der Kommunistischen Partei. f 

Wir haben immer wieder unsere grundsätzliche Haltung 
zum Polizeietat geäußert, wir haben imme r wieder verlangt, | 
die Entfernung der für das Leben und die Gesundheit der Ar- N 
beiter Peiner ich werdenden Polizeibeamten. Die revolutio- i 
näre Arbeiterschaft wird von diesem Kampf nicht einen Finger | 
breit ablassen. Dies besagt jedoch nicht, daß wir einer ! 
veroränung unsere BEL BRUNG aubeD, die, wie die zur Auf- E 
rechterhaltung "der Ruhe und Ordnung" der Mllkür gegen die | 
unteren und mittleren Beamten Tür und Tor öffnet. | 

Wir haben zu allen, heute zur Tagesordnung stehenden 
Verordnungen unsere Anträge zur Abänderung ‚Erweiterung, Er- 
Gänzung und als Forderungen einenkranht als Beweis, ne wir { 
i 
d 
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e Verke der Fremdherrschaft beurteilen und vor den Augen | 
er Arbeiteröffentlichkeit zeigen. 
‘Der Marxismus ist tot" So schreien die vor allem am 
lautesten, die am deutlichsten sehen, daß dies Vater ipngen 
ihnen nie gelingen wird. Die Millionen Arbeiter der Wl | 
schauen nach dem Osten, auf jenes gigantische Werk des so- | 
zialistischen Aufbaus, ihnen plausibel machen zu wollen ‚der R 
arxismus sei getötet, kann nur der, der in seinem verzwei- E | 
elten Klammern an eine morsche, faule "gottgewollte Ordnung ı 
nicht sieht, wie er sich der lLächerlichkeit preisgibt. Mir 
haben keinen Anlaß, die schwierigen Bedingungen,unter denen 


wir als einzige antifaschistische und antikapıitalistische E 
Partei zu arbeiten haben, zu HERBIAO SER ‚UBS BAT Epr 08 g8- | 
a 


gibt, i 


rade Schwierigkeiten zu Sehen üns noch mehr Nut und 
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gibt, sie zu überwinden. Unsere Genossen, Klassenbrüder 
und Klassenschwestern zeigen das mit grandiosen Erfolgen. 
Mit ihnen zu marschieren, mit ihnen zu kämpfen, mit ihnen 
zu siegen, sind Aufgaben, die wir lösen werden, trotz alle- 
dem und alledem. | IE 
llen Plänen der Regieruneskommission, des französi- 
schen Imperialismus und ihrer Hintermänner, die Mieder- 
besetzung des Saargebietes durch französisches lilitär zu 
provozieren, erklären wir, daß wir auch hier unserer re- 
volutionären Aufgabe en werden, getreu dessen, was 
Ernst Thälmann vor mehr als Jahresfrist auf einer Kund- 
gebung in Paris proklamiert hat. Wir und die französi- 
schen Arbeiter und Bauern im Betrieb, und auf dem Land 
und die im Waffenrock, sind keine Feinde,sondern Klassen- 
gms, die im Kampf zum Niederringen ihrer eigenen 
ourgeoisie , der Herrschaft der Weltbourgeoisie ein Ende 
bereiten werden. we 
Von dieser Stelle, an alle praletagiach politischen 
Gefangenen und den Führer der deutschen Freiheitsargee 
Ernst Thälmann unseren revolutionären Gruß mit der Über- 
nahme der Pflicht hundertfach verstärkt zu kämpfen für 


Arbeit - Brot - Freiheit - Land 


gegen soziale Knechtschaft - nationale Unterdrückung - für 
soziale und nationale Befreiung. 


Gegen Anueratianns, Chauvinismus für den Sozialismus! 
Es lebe die kommunistische Internationale! 

Es lebe die Kommunistische Partei Deutschlands! 

Es lebe die proletarische Kevolution! 


pm m men rer 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Braun ! 


Abg. Braun (SP): lieine Dame und meine Herren! Ich habe mit Ver- 
genügen Kenntnis genommen von der ganz neuen Erkenntnis,die 
en Nationalsozialisten nach zwei Nonaten mg Srungene! 
aufgegangen ist und die heute der Sprecher ihrer Fraktion, 
der Herr Landesratsabgeordnete Baltes, hier zum Besten ge- 

geden hat. Er hat sich unter besonderer Berufung auf die 
rte Hitlers vom vergangenen Mittwoch zu der Auffassung 
bekannt, daß alles Unglück Deutschlands und alle Krisen- 
erschejinungen Europas einzig und allein aus der "Quelle 
alles Übels" im Versailler Vertrag herrühren; das ist zwar 
nicht restlos Pan SiS, aber es freut uns doch, jetzt aus 
nationalsozialistischem Munde zu hören, daß es nicht die 
Novemberverbrecher, nicht die Marxisten, nicht die rot- 
schwarze Koalition, sondern der Versailler Vertrag gewesen 
ist, der nach der Meinung des Führers wie auch seiner Saar 
Unterführer allein an allem schuld ist. Daß den National- 
sozialisten diese Erkenntnis erst durch Maßnahmen des Aus-. 
landes eingebläut werden mußte, nimmt mich dabei ebensowenig 
under wie die andere Tatsache, daß sie gegen diese Quelle 
alles Übels nun Fran en nicht mehr nach den Methoden ver- 
fahren werden soll, mit denen sie vierzehn Jahre lang 
Deutschland vergiftet und das Ausland esgen uns verhetzt 
haben:obgleich der Vertrag die Quelle alles Übels nach 
Herrn Hitler und Herrn Baltes ist, sagen sie jetzt _kein 
Wort mehr davon, daß der Schandvertrag von Versailles jetzt 
zerrissen, die Ketten aller Nachkriegsverträge gesprengt, 
der Völkerbund verlassen und auf die internationalen Kon- 
ferenzen Bepeir en werden soll. Nein, nein, jetzt wo sie 
in der Macht sitzen, blasen sie auch an der Saar wie in 
Berlin eine andere Welodie: Herr Baltes hat eben die Hegie- 
pl earan eobasen, Parlet m eruhen, beim Völker- 
bund sich für eine möglichst bandige endigung des Sonder- 
daseins der Saar einzusetzen. lie brav, 


sell wle zahm, wle ver- 
träglich und wie keusch. 
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- Heiterkeit ! - 


Ich hätte gar nicht für Piel gehalten, daß diese Ketten- 
sprenger nun plötzlich Bittgänge nach Genf antreten. Und so 
schnell vom Saulas zum Paulus bekehrt den Canossagang vor 
das internationale Forum der Welt machen würden. 

"ie gesagt, ich freue mich dieser neuen Einsicht, 
unserer Herrn Nationalsozialisten, aber leider muß ich hin- 
zusezen, daß die nationalsozialistische Politik seit dem 
3, Yampar und erst recht seit dem 5.März ds.Js. die "Quelle 
alles Übels", den Versailler Vertrag, für die deutschen 
Grenzlande noch viel schwieriger, verhängnisvoller und | 
komplizierter zu gestalten, als es seine Väter in Versail- 
les fertigbrachten.. Ist schon die ganze Politik des Herrn 
Hitler so a ge für Deutschland, daß er selbst als 
Angestellter der ehemaligen Entente-Mächte nicht besser | 
für sie arbeiten könnte, wie er es heute gegen sie zu tun | 

laubt, so gilt das in verstärktem Maße für die gesamte N 
Politik in den deutschen Grenzlanden. as Versailles nicht 
jertipgebracht hat, nämiich den Selbstbestimmungswillen der 
Bevölkerung in den deutschen Grenzlanden zu ihrer Wieder- 
ara EunE mit Deutschland zu lähmen oder gar zu brechen 
-Herrn Hitler ist dieses Kunststück, das ÜOlemengeau ver- 
ER” blieb, restlos geglückt. Schauen Sie nach Österreich, 
nach Yanzig, nach Eupen-Nalmedy oder in welches deutsche 
Grenzland Sie immer wollen. Sie werden allüberall feststel- 
len, daß gerade die Kräfte, die immer die unentwegtesten 
Vorkänpfer deutschen Volkstums und unbeirrbaren Verfechter 
einer ledervereinigungs-oder Anschlußpolitik auf den Wegen 
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gewesen sind, die auch Herr Hitler am Mittwoch als_die 
einzige möglichen bezeichnet hat, nänli-h die friedlichen, 
in den Verträgen vorgezeichneten liege, -- daß gerade diese 
Kräfte mit Abscheu, Ekel und tiefster und heiligster Em- 
pörung das Zuchthaus Hitlers ablehnen. 


(Der Vorsitzende des Landesrates rührt die Glocke 
und glaubt, den Ausdruck "Zuchthaus" rügen zu sol- 
len, worauf ihm der Abgeordnete Braun erwidert 

daß dies wörtlich der Ausdruck sei, wie er in den 
Rarlamenten der deutschen Grenzlande,so u a.in 


sterreich, unwidersprochen gefallen Sei. 


Be ren don Hakenkreuzterrors und der unglaublich 
törichten Gleichschaltungspolitik hat in Usterreich dazu 
eführt, daß die beiden stärksten Parteien des Landes, 
je Christlich-sozialen und die Sozialdemokraten unter 
Aufrechterhaltung des Gedankens einss späteren Anschlusses 
die Ansliederung an - da der Heir, Vorsitz"nde den Ausdruck 
"Zuchthaus" rügt - will ich statt dessen sagen, an das 
Gefängnis Hitlerdeutschland, adlehnen. In Nanzig ist, 
wiederum nur durch die chuld der Hitlermethoden, die 
Situation heute so, daß die GAeLönechaltune praktisch 
die vom Völkerbund garantierte Selbständigkeit dieses 
Staates aufhebt und die bisher ausgezeichnete „ituation 
Danziges im Völkerbundsrat ebenso gefährdet, wie es Danzig 
den et seines großen und näc Dig Nachbars Polen | 
gusi8 ert. Und was sagt Eupen-Walmedy ? Dort gab es seit 
nde des Krieges eine Zweidrittelmehrheit für eine Wieder- 
holung der Abstimmung u A Bere Seit dem 
Hitlerterror ist das zu Ende. Die deutschen Arbeiter Euyen- 
lmedys haben ebenso wie weitsste Kreise der katholischen 
Partei mit aller Deutlichkeit erklärt, daß sie sich vor- 
läufig in der belgischen Demokratie besser aufgehoben füh- 
len als in der Kaserne und dem von brauner Okknpations- 
armee besetzten litlerdeutschland. Unc wenn Sie nun die 
Saarsituation betrachten, danr. ist nichts so bezeichnen] 
ür deren augenhblickliche Beschaffenheit dank jenen Veits- 
tanz, der eine furchtbar a: und leidence Nation 
überfallen konnte als die Tatsache, daß_die Regierungskon- 
mission jetzt mit diesen Verordnungen als Gearaıt und Be- 
schützer einer solchen Meinunssfreiheit und einer solchen 
Gleichberechtigung aller Bürger an ler Saar auftreten muß, 
wie sie das Deutschland Hitlers nicht mehr kenn‘. Die Tat- 
sache, daß die demokratisch denkende Bevölkerung des Saar- 
gebietes durch diese Verordnungen vor dem Übergreifen des 
errors der Hitleriden geschützt werden muß - Jiese be- 
schämende latsache beleuchtet klarer und Jeutlicher als 
Kapmervan. enderes die gewaltige historische schuld des 
Nationalsozialismus in der deutschen Grenzlandpolitik und 
alle Verantwortung für diese und andere Naßnahmen an der 
Saar fällt einzig und allein auf das Bann Hitlers und 
seiner Potempa-Kameraden. Und darüber soll sich niemand 
einer Täuschung hingeben: Wir werden bis zum letzten Aten- 
zug und mit dem ganzen Aufgebot unserer Kräfie um unsere 
Freiheit, unsere Gleichberechtigung , unsere Selbst sestin- 


mung, kurz um unsere lienschenrechte sowohl für die Arbeiter- 


schaft wie für alle übrigen freiheitliebenden Einwohner des 
Saargebietes kämpfen, komne,was da wolle. 


( Bravo - Rufe der Linken ) 


bie Verordnunren der Regierungskommission stellen die 
ernahme der bekannten Verordnungen ces Zentrums-Reichs- 
kanzlers Brüning dar, wir sind also noch ein weites Stück 
entfernt von den Verordrunzen eines Paven mass ner der 
iktator 
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Diktatur eines Hitler. Ich frage mich nur: woher mill 
Deutschland das Recht nehmen, gegen solche liaßnahnen an- 
nen, wenn es selber weit schlimmere und gefährlichere 
Maßnahmen durchführt. !ioher soll die Motivierung, woher 
soll der akt igahgrueh zur Verteidigung irgendwelcher. 
Ansprüche oder Forderungen des deutschen Saaryolkes sei- 
tens Miemuausachland Kenoumen werden, wenn Deutschland 
statt eines Rechts-ein Naubstaat geworden ist, wenn alle 
Grundprinzipien, auf dengn das unveräußerliche Recht der 
Daarbevölkerung beruht, Selbstbestimmungsrecht, Freiheit, 
Demokratie, Gleichberechtigung drüben unter den Stiefeln 
der SA und SS_zertreten win. 

‚ Herr Levacher hat soeben das _\brt des Reichskanz- 
lers Hitler zitiert, in dem er eine Germanisierung abge- 
lehnt hat. Ist denn die allein aus schäbigsten Konkurrenz- 
gründen der Minderwertigkeit entstandene und vom National- 
Sozialismus mit brutaler Macht zum Ausbruch und Durchbruch 
geführte Arier-Seuche irgend etwas anderes als ein Germa- 
BIRLEFOBEST erauch im Innern, dem nur noch die Mittel un 
die Macht fehlen, um ihn nach außen hin fortzusetzen. Ist 
nicht diese Behandlung einer begabten und befähigten Min- 
derheit,_ deren Intelligenz und deren Lebenstüchtigkeit ih- 
nen als Laster angerechnet werden, ein Schandfleck Deutsch- 

ands, der nach Generationen noch nicht im Gedächtnis der 
Völker ausgewischt sein wird ? Tas kann jemand, der im 
eigenen Lande die lWinderheiten und die Andersdenkenden 
vergewaltigt, malträtiert, foltert,peinigt, zu Tode quält, 
was kann der noch von andern Völkern fordern ? Tas kann 
der noch tun für die deutsche SBarDeYölkerung, die seit 
vierzehn Jahren gegen alle Veraswalsigungen ür das hohe 
Recht ihrer Selbstbestimmung gekämpft hat ?! 

oeben hat gend gesagt, es sei an der Saar nichts 
e 


emeper.,. was solche liaßnahmen rechtfertige. Der Herr 
V 





taatskommissar hat soeben eine neue Liste von 128 neuen 

erfahren wegen politischer Vergehen, art be in 12 Tagen 
zur Kenntnis gebracht. Wollen Sie, daß ich den Fall Tretter- 
Neunkirchen hier aufrolle ?! Ich {pe es nicht, sondern ich 
benutze die \Welegenheit, um ässen eil der Polizisten und 
jema Jäger des Saargebietes, die der chauvinistischen Be- 
trunkenheit und dem wahrlich nicht ehrenhaften Hitler- 
rausch nicht zum Opfer gefallen sind, also all jenen Poli- 
zisten und Landjägern, die es nach wie vor für ıhre heili- 
ge Pflicht betrachten, in Objektivität und treuer Pflicht- 
erfüllung den besonderen Charakter des _Saargebietes zu 
wahren, von dieser Stelle aus unseren Dank auszusprechen. 
Es soll und wird ihnen nicht vergessen werden,daß sie auf- 
recht und standhaft blieben. | 

Ich glaube, es wäre Khger, die Notverordnung des 

Jahres 1923 nicht zu zitieren, denn gerade die Gegenüber- 
stellung der heutigen Verordnung mit denen des Jahres 1923 
beweist den ungeheuren OR vor dem die Grenzlandpoli- 
tik eines deutschen Gebietes nıcht durch Vergewaltigungs- 
terror und annexionistisch- imperialistische Maßnahmen 
eines ausländischen Stastes, sondern durch die Intoleranz 
und das Verbrechertum eigener sogenannter Volksgenossen 
ee wird. 1923 ging es darum, das Koalitions-und 
treikrecht der Arbeiterschaft gegen Mllkürmaßnahmen von 
Ausländern zu behaupten, heute aber geht es darum, dieses 
selbe freie Koalitions-und Selbstbestimmungsrecht dieser 
gesehen Arbeiter gegen die niederknüppelnde Diktatur des | 
Hitlerfaschismus zu verteidigen. m 


(Bravo-Rufe links !) “ 
Ich sagte schon, die Regierungskommission hat einen | 


abgeschwächten Brüning übernommen, und wenn sie ihn im u 
zweiten | 
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zweiten Abschnitt Artikel 9 erweitert hat, so stimmen wir 
diesem Artikel ganz besonders zu. Es ist eine Schande ‚daß 
das selbstyerständliche Recht der freien Meinungsäußerung 
für jeden Saareinwohner durch besondere Strafbestimmungen 
erst gesichert werden muß, und zwar nicht gegen Ausländer, 
nicht gegen Frankreich. Nein, gegen die eigenen angeblichen 

olksgenossen, die mit den braunen Hemden zugleich die Ge- 
sinnung einer vertierten Barbarei angezogen haben. Mir er- 
klären, daß wir demgegenüber alle Maßnahmen, die an der 
Saar Ruhe, Ordnung, Sicherheit, Gleichberechtigung und 
Selbstbestimmung aeater der Hitlerbarbarei schützen 
werden, unsere stärkste Unterstützung leihen werden im 
wohlverstandenen Interesse der Saar Selbst und einer glück- 
lichen mens ihres Problens. 

Gestatten Sie mir, zum Schluß noch eine Mahnun 
und Warnung auszusprechen. Mir nehmen nicht an, daß noc 
np einer Feunchäng unterliegen könnte bezüglich unserer 

undertprozentigen Entschlossenheit mit allen Nitteln die 
Greuel, den lerror, die bestialische Diktatur der braunen 
Horden vom Saargebiet abzuwenden. Aber wir machen zum letz- 
ten Mal und mit dem Bewußtsein, daß wir nicht gehört wer- 
den, darauf aufmerksam, daß wir in einem Plebiszitlande le- 
ben, bei dessen Plebiszit die Bevölkerung selbst nur den 
einen Teil der mitbestimmenden Faktoren zur Endlösung dar- 
stellt. Die terroristische Propaganda, ob sie nun offenen 
oder irdischen Druck auf die freie !illensbildung der Saar 
ausübt, wird vor keinem internationalen Forum bestehen 
können. Darum Hände weg von allen Versuchen einer Gleich- 
schaltung an der Saar. Mir lassen nicht zu und werden nicht 
zulassen, daß der Br Unfug von Danzig an der Saar wieder- 
holt wird. Man würde hier einen fäderstand finden, der zum 
Außersten entschlossen ist. Wir haben gewarnt und haben 
gemahnt- was jetzt auch kommen mag, wir werden kämpfen! 


(Bravo -Rufe der Linken !) 


‚ Zum Schluß will ich namens der Sozialdemokratischen 
Fraktion, namens der Sozialdemokratischen Partei und der 
Freien Gewerkschaften hier nochmals erklären, daß wir den 
allergrößten Wert darauf legen, daß die Änderungen und Er- 
rain des Vereinsgesetzes möglichst umgehend verabschie- 

et werden. Darunter befindet sich ein Artikel 11, der die 
Sicherung des ha yo unserer Gewerkschaften und unserer 
politischen Korporationen gegenüber rg Gleichschaltungs- 
zugriff von drüben, ee ähnlichen Raub, wie er sich zur 
Schande Hitlerdeutschland am Vermögen der Arbeiter vollzo- 
gen hat, gesetzlich unmöglich macht. Herr Schmelzer hat 
Soeben der Regierungskommission gedankt für die Maßnahmen 
zugunsten der Suaumaker, Son Delarse mir, mich diesen 

anke anzuschließen für die Hilfeleistung an die saarlän- 
dische Arbeiterschaft inbezug auf die Sicherstellung ihrer 
Vermögenswerte. Ich erkläre deshalb, daß wir bereit sind, 
noch in der kommenden !oche, falls hier auf Kommissions- 
beratung bestanden wird, diese Vorlage bis zum gesetzten 
Termin vom 26.liai zu verabschieden. 


( Bravo-Rufe der Linken !) 
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rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Baltes! 


bg. Baltes (NSDAP): Meine Dame und meine Herren! Als wir National- 
sozialisten zum ersten Mal hier an der »itzung teilnahmen, 
wurde seitens unseres Gauleiters, dem in ee Brück, 
erklärt, daß die Nationalsozialistische Partei und ihre 
Fraktion des Landesrates ihre Aufgabe darin sehen, nicht 
in einem Farteigezänk, sondern daß Soldaten der großen 
nationalen Front sind. .lir haben die Treue gehalten und 
werden sie halten bis zur .‚liedervereinigung mit dem Vater- 
land. Sie werden verstehen, daß meine Nerven anfänglich auf 
eine harte Probe gestellt wurden. RU. A 

_ Auf die Ausführungen des kommunistischen Kedners, 

des Abgeordneten lorenz und des Vertreters der »ozialdemo- 
kratischen Partei werde ich nicht eingehen, um eine persön- 
liche Auseinandersetzung zu vermeiden, sondern ich bin mir 
bewußt, die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
weiß, was gespielt wird. “ir werden uns nicht aufreizen las- 
sen, damit eine Handhabe zum Einschreiten Bogen uns vor. 
liegt. lieine Herren, Sie haben damit kein Glück. Wir Natio- 
nalsozialisten fühlen uns als Vorpostenkämpfer des Deut- 
schen Reiches und als Frontsoldaten der deutschen Revolu- 
tion. Jir halten Disziplin, und dieser Disziplin haben wir 
es zu verdanken, daß sich im Reich die Revolution voll- 
ziehen konnte. 

Meine Herren! \üit dem vorliegenden Entwurf haben 
wir es mit Maßnahnen zu tun, die sich gegen die nationale 
Seite des Saargebietes auswirken, und die bereits heute 

raktische Formen in dem Verbot der Zeitungen Ausdruck ge- 

unden haben. Wir kennen die Leute, die bei der Regierungs- 
kommissjon zur Begründung ihrer Vorlage Angaben gemacht _ 
haben. Über eins muß die Regierungskommission sich klar sein, 
die politische Stimme im Erg Dr ist heute nicht mehr 
wie sie voriges Jahr bei der \ahl war. 


(Zuruf des Abg. Detjen(KP): Das bildest Du Dir ein!) 
- Glocke des Vorsitzenden - 
rsitzender: Herr Detjen, ich rufe Sie zum dritten Male zur Ordnung. 
ig. Baltes fortfahrend: Ihnen,Herr liax Braun, möchte ich sagen, Sie 
sind für uns ein politischer Leichnam. Am 21.3.ds.Js. hat der 
Kanzler des Deutschen Reiches Ihnen Ihr jerturteil gegeben. 
Das deutsche Sasrvolk denkt zu 95 % nicht anders von Ihnen, 
und deshalb lehnt es auch ab, mit Ihnen auf irgend einer 
Basis mit Ihnen zu verhandeln. Das deutsche Saarvolk weiß 


was es will und wohin wir wollen und es wird durch Disziplin 
zum Vaterland zurückkehren. 


rsitzender: Das Nort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 

8. Schmelzer(DSV): Meine Dame und meine Herren! Die Regierungskon- 
mission begründet ihre Vorlage mit dem Hinweis auf die ihr 
obliegende Sicherung der Buhe und Ordnung im Saargebiet. 

(Zuruf des Abg. L'hoste(KP}): 
- Glocke des Vorsitzenden - 


rsitzender: Herr Abg. L'hoste, ich rufe Sie zur Ordnung. 
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|Abg. Schmelzer fortfahrend: Es ist doch der :unsch eines jeden 


einzelnen von uns, daß Ruhe und Ordnung herrschen. Dem 
are gener der Sozialdemokraten läßt man am besten keine 
achtung zuteil werden, denn er ist ja erst Sgarländer 

Bere durch die re der Kegierungs- 
ommission. Herr Brgun ist erst nach 1923 hierher gekon- 
men, also zu einer Zeit, als der wirkliche Kampf um die 
Erhaltung unseres Volkstuns bereits hinter uns Lan. Dr 
hat in seiner Betätigung ganz begtimmt keine glückliche 
Hand gehabt. Eine seiner ersten laten war die Jahrtausend- 
feier, das Bekenntnis zum Vaterland, zu sabotieren. Im 
übrigen können wir ihn ruhig seinen eigenen Leuten über- 
lassen. Ich wollte nur en. haben, daß man Ruhe, 
und Sicherheit im Saargebiet hält, wenn man sich mit_sei- 
nen Ausführungen nicht befaßt. Nir haben hier ein poli- 
tisches Gebot, und das ist die Vorbereitung für die Ab- 
stimmung 1935. Dem hat sich alles unterzuordnen. 

Die Kegierungskommission hat drei Vorlagen vorge- 
legt, die alles enthalten, was an Knebelung der Volksmei- 
nung gemacht werden kann. Mit diesen Vorlagen wird ganz 
bestimmt erreicht, daß sich die Bevölkerung noch enger 
zusammenschweißt. Sie hat es selbst gesagt, wie manches 
anders werden kann, daß man das Böse will und das Gute 
schafft. Sie hat diese Vorlagen vielleicht im guten Glau- 
ben vorgelegt, vielleicht sind sie auch unter dem Einfluß 
französischer Kräfte entstanden. Sie beweist mit den Vor- 
lagen, daß das Regime an der Saar unmöglich ist und will 
die Synthese sein zwischen nationaler- und Kolonialregie- 
rung. Und der Versuch, an der Saar etwas anderes zu schaf- 
fen, wird scheitern. AR | 

er Erklärung der Zentrumspartei ist nichts hinzu- 
zufügen. ‘lir stellen uns hinter diese und lehnen die Vor- 
lagen ab. Wenn die u glaubt - oder ein 
Teil derselben glaubt -, daß sie mit diesen Vorlagen ver- 
hindern kann, dsß wir im lern gen für unsere Über- 
zeugung eintreten, dann wird sie sich aber täuschen. Und 
wenn sie alle l\littel anwendet und kein lensch ein freies 


Wort wagen darf, dann brauchen wir der Bevölkerung die drei 


Vorlagen vorzulegen. Das Benlat, und das Regime an der 
aar ist gerichtet und erledigt. | 
Wir bereiten die Abstimmung im Jahre 1935 vor mit 


dem Endziel der .Jiedervereinigung des Saargebietes mit dem 


deutschen Vaterland. 


Vorsitzender: Das .lort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 


Abg. Schmoll DE): Die Zustände im Saargebiet sind keinesfalls 


solche, sie die Vorlagen begründen könnten. Nan soll 


nicht gleich die Nerven verlieren und mit Kanonen nach 
Spatzen schießen. 

Wir lehnen diese Vorlagen ab. Die Gründe für die 
Ablehnung sind vorgetragen worden, welchen wir uns an- 
schließen. 
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Vorsitzender: Das liort hat Herr Abgeordneter Braun ! 


Abe. Braun (SP): Meine Dame und meine Herren! Herr Abgeordneter 


Baltes wird sich damit abfinden müssen, daß der "politische 
Leichnam" ein quicklebendiger Toter ist, lebendiger, als es 
den Leuten, die an der Saar heute schon vor Hitler den Kopf 
unterm Arm tragen, angenehm ist. Und wenn Herr Baltes hier 
die Außerungen des Reichskanzlers Hitler gegen die "Volks- 
stimme" zitiert, dann bedauere ich, dazu folgende Feststel- 
lung machen zu_müssen. Wenn der Herr Parteiführer Hitler an 
seinem ersten Irrtum oder seiner ersten Lüge gestorben wäre, 
wäre er heute bereits vergessen. 


(Zurufe der Sozialdemokraten: Sehr gut !) 


Von Herrn Schmelzer wissen wir, daß er sich stets als Zensor 
der Saar fühlte, dagegen kann man nichts machen. Menn er es 
mir aber als ein Minus anrechnen will, daß ich "erst" Anfang 
Februar 1923 hierher kam, also doch schon reichlich 10 Jahre 
an der Saar Politik mache, dann verschweigt er wider besseres 
issen meine vorangegangenen vier Jahre Kampf im besetzten 
Gebiet um die Befreiung der Rheinlande, der mir zwei \onate 
beleisches Gefängnis und empfindliche Geldstrafen in 
Aber das ist nun einmal die Kampfesweise des Herrn Schmelzer 
gegen den ich andere AURSE RE RERR, nicht zu machen brauche, 
lenn das hat _ja Herr Abgeordneter Schmoll, mit _dem er jetzt 
in einer Hitler-Koalition sitzt, in einer der letzten 
itzungen zur Genüge und gründlichst besorgt. 


| Sie (zu Abe. Schmelzer) sprechen von der Jahrtausend- 
feier. Mr haben die Jahrtause feier abgelehnt als eine Naß- 
nahme, die nicht der tausendjährigen AHRERD TIEREN zum Deut- 
schen Reich dienen sollte, und das kann ich aktenmäßig bele- 
gen. 


Vorsitzender: Ich schließe die Sitzung (13 Uhr 15 Ninuten). 
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